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Präambel zu den Allgemeinen Wohngebäude Versicherungsbedingungen  

(„SHB VGB Exclusiv 2023- Wert 1914 „Gleitender Neuwert Plus“)  
Die Verbundene Wohngebäudeversicherung schützt Sie vor den finanziellen Folgen von Sachschäden an Ihrem 
Gebäude. Versicherbar sind Schäden durch die in diesen Versicherungsbedingungen zusammengefassten 
(verbundenen) Gefahren. Welche der versicherbaren Gefahren (z. B. Brand, Sturm und Hagel, Leitungswasser) 
tatsächlich versichert sein sollen, vereinbaren Sie mit uns. Wird das Gebäude zerstört oder beschädigt, entschädigen wir 
Sie für dessen Wiederherstellung nach den untenstehenden Bestimmungen. In der Regel vereinbaren wir mit Ihnen die 
Wiederherstellung in gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand in der Form einer Gleitenden Neuwertversicherung 
Plus.  
 
Das „Plus“ steht für die Einbeziehung von Mehrkosten, die durch öffentlich-rechtliche Auflagen sowie Preissteigerungen 
zwischen Versicherungsfall und Wiederherstellung entstehen können. Wir übernehmen auch eine Reihe von Folgekosten 
(z. B. Aufräumungs- und Abbruchkosten), die ein Schadenereignis auslöst.  
 
Die „Allgemeinen Wohngebäude Versicherungsbedingungen“ sind die Vertragsgrundlage für Ihre Verbundene 
Wohngebäudeversicherung. Auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichten wir. 
Personenbezogene Formulierungen sind geschlechtsneutral zu verstehen.  
 
Ihrem besseren Verständnis dieser Versicherungsbedingungen dienen folgende rechtlich unverbindliche 
Begriffserläuterungen:  
 
Versicherungsnehmer: Das sind Sie als unser Vertragspartner und Käufer des Versicherungsschutzes.  
 
Versicherungsfall: Der Versicherungsfall ist das Ereignis, für das wir Entschädigung leisten.  
 
Ausschlüsse: Ein Ausschluss beschreibt eine Gefahr, eine Schadenart oder eine Sache, für die kein Versicherungsschutz 
besteht. Ausschlüsse dienen der Abgrenzung des Leistungsversprechens und gewährleisten, dass der 
Versicherungsschutz kalkulierbar bleibt.  
Sie finden sie in den Bedingungen entweder als generelle Ausschlüsse (z. B. Krieg) oder in Bestimmungen zu einzelnen 
Gefahren und Schäden sowie bei der Beschreibung der versicherten Sachen.  
 
Bewertung des Gebäudes und Versicherungswert 1914: Zur besseren Vergleichbarkeit werden Wohngebäude in 
Preisen des Jahres 1914 bewertet. In diesem Jahr waren die Baukosten keinen nennenswerten Schwankungen 
unterworfen. Der Versicherungswert 1914 wird mit Hilfe eines jährlich aktualisierten Faktors auf den aktuellen Neuwert 
hochgerechnet.  
 
Gleitende Neuwertversicherung Plus: Die Gleitende Neuwertversicherung Plus geht von einem Betrag aus, der 
aufzuwenden ist, um ein Gebäude in gleicher Art und Güte wiederherzustellen. Wir berücksichtigen dabei automatisch 
eventuelle Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Wiederherstellungsbeschränkungen. Außerdem passen wir den 
Versicherungsschutz an die Preisveränderungen der Baukosten für das Gebäude an. Dadurch wird eine 
Unterversicherung durch Preissteigerungen vermieden. Die Anpassung wirkt sich sowohl auf die Versicherungsleistung 
als auch Ihren Versicherungsbeitrag aus.  
 
Obliegenheiten: Das sind Ihre Verhaltenspflichten vor, während und nach dem Versicherungsfall. Zum Beispiel müssen 
Sie Sicherheitsvorschriften zum Brand- oder Frostschutz einhalten. Wenn Sie Obliegenheiten verletzen, gefährden Sie 
Ihren Versicherungsschutz. 
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Hinweis zum Aufbau und zur Anwendung 
 
Abschnitt A: Hier finden Sie die allgemeinen gültigen Vertragsbestimmungen, in denen im Einzelnen Ihr 

Versicherungsschutz geregelt wird. Hier geht es um die Kerninhalte Ihrer Versicherung, wie: 
 

• Versicherte Gefahren und Schäden 
• Leistungsausschlüsse 
• Entschädigungsleistung 
• Obliegenheiten 

 
Abschnitt B:  Dieser Abschnitt enthält Regelungen über allgemeine Rechte und Pflichten beider Vertragsparteien. 

 Hier geht es um die Inhalte, wie: 

• Beginn des Versicherungsschutzes und Beitragszahlung 
• Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung 
• Obliegenheiten des Versicherungsnehmers und weitere Bestimmungen 

 
Abschnitt C: Hier finden Sie die einzelnen Leistungserweiterungen der Allgemeinen Bedingungen zu Ihrem 

Versicherungsschutz (Besonderen Bedingungen).  
 
 
Maßgeblich für den Versicherungsschutz sind der gesamte Bedingungstext, der Versicherungsschein und seine Nachträge. 
Auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichten wir. Personenbezogene 
Formulierungen sind geschlechtsneutral zu verstehen. 
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Teil A – Leistungsversprechen 

§ 1  Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), generelle Ausschlüsse 
1. Versicherungsfall 

Der Versicherer entschädigt für versicherte Sachen, die durch folgende Ereignisse (Gefahren) zerstört oder 
beschädigt werden oder infolge solcher Ereignisse abhandenkommen: 
a) Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz  

eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung, Überschalldruckwellen; 
b) Leitungswasser; 
c) Naturgefahren; 

aa) Sturm, Hagel; 
bb) weitere Elementargefahren (Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdfall, Erdsenkung,  
 Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen und Vulkanausbruch). 

Jede der Gefahrengruppen nach a), b) und c) aa) kann auch einzeln versichert werden. Die Gefahrengruppe  
nach c) bb) kann ausschließlich in Verbindung mit einer oder mehreren unter a) bis c) aa) genannten Gefahren 
versichert werden. 

2. Ausschlüsse: Krieg, innere Unruhen und Kernenergie 
a) Ausschluss Krieg 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand. 

b) Ausschluss innere Unruhen 
Nicht versichert sind Schäden durch innere Unruhen. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender 
Ursachen. 

c) Ausschluss Kernenergie 
Nicht versichert sind Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. Das gilt 
ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen. 

§ 2  Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz 
eines Luftfahrzeugs, Überschalldruckwelle 

1. Versicherte Gefahren und Schäden 
 Der Versicherer entschädigt für versicherte Sachen, die durch 

a) Brand; 
b) Blitzschlag, Überspannung durch Blitz; 
c) Explosion, Verpuffung, Implosion; 
d) Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung; 
e) Überschalldruckwelle 

 zerstört oder beschädigt werden oder infolge solcher Ereignisse abhandenkommen. 

2. Brand 
 Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das 

sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 

 Schäden, die an versicherten Sachen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder Wärme zur Bearbeitung 
oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden (Nutzwärmeschäden), sind versichert. Dies gilt auch für 
versicherte Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weitergeleitet wird. 

3. Blitzschlag und Überspannung durch Blitz 
a) Blitzschlag 

 Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen. 
Auch Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an elektrischen Einrichtungen und Geräten 
können Blitzschlagschäden sein. Das ist der Fall, wenn über diese Schäden hinaus auf dem 
Versicherungsgrundstück der Einschlag eines Blitzes zumindest durch Spuren nachweisbar ist. 

b) Überspannung durch Blitz 
Überspannung durch Blitz ist ein Schaden, der durch Überspannung, Überstrom oder Kurzschluss infolge 
eines Blitzes oder durch sonstige atmosphärisch bedingte Elektrizität an versicherten elektrischen 
Einrichtungen und Geräten entsteht. 
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4. Explosion 
Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 
Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen 
Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des 
Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch chemische Umsetzung 
hervorgerufen, so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich. 
Mitversichert sind Explosionsschäden durch Kampfmittel aus dem 1. oder 2. Weltkrieg (Blindgänger). 

5. Verpuffung 
 Verpuffung ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 

Kraftäußerung, die im Gegensatz zur Explosion mit nur geringer Geschwindigkeit und Intensität verläuft. 

6. Implosion 
 Implosion ist ein plötzlicher, unvorhergesehener Zusammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck 

infolge eines inneren Unterdrucks. 

7. Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder Ladung 
 Versichert sind Schäden durch den Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs. Gleiches gilt für den Anprall oder 

Absturz seiner Teile oder seiner Ladung. 

8. Überschalldruckwelle 
 Als Überschalldruckwelle gilt jede unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung der versicherten Sachen, wenn 

diese durch ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das die Schallgrenze durchflogen hat. 

9. Nicht versicherte Schäden, nicht versichert sind 
a) Schäden durch weitere Elementargefahren  

(Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdfall, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck und Lawinen, 
Vulkanausbruch); 

b) Seng- und Schmorschäden; 
Versicherungsschutz besteht aber, wenn diese Schäden Folge eines versicherten Schadenereignisses nach 
Nr. 2 sind. 

c) Schäden an Verbrennungsmotoren durch die im Verbrennungsraum der Maschine auftretenden 
Explosionen. Ferner Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schaltern entstehen, und zwar durch 
den in ihnen auftretenden Gasdruck. Versicherungsschutz besteht aber, wenn diese Schäden Folge eines 
versicherten Schadenereignisses nach Nr. 2 sind. 

§ 3 Leitungswasser 
1. Bruchschäden innerhalb von Gebäuden 

Der Versicherer entschädigt für innerhalb von Gebäuden eintretende 
a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an 

aa) Rohren der Wasserversorgung und der Gasversorgung (Zu- oder Ableitungen oder den damit 
verbundenen Schläuchen); 

bb) Rohren von Heizungs- oder Klimaanlagen oder den damit verbundenen Schläuchen; 
cc) Rohren von Wasserlösch-, Sprinkler- oder Berieselungsanlagen; 
dd) Rohren von Lüftungsanlagen; 
ee) Regenableitungsrohren, die innerhalb des Gebäudes verlegt sind; 
ff) Rohren von Zisternenanlagen; 
gg) Geruchsverschlüssen (Siphons). 

Das setzt voraus, dass diese Rohre kein Bauteil von Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind. 
b) Frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten Installationen: 

aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, 
Wassermesser) sowie deren Anschlussschläuche; 

bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von Heizungs- oder Klimaanlagen; 
cc) Tanks und Regenwasserfilter oder ähnliche Teile von Zisternenanlagen. 

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper einschließlich der Bodenplatte. Rohre und Installationen 
unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht tragend) sind nicht versichert. Rohre von Solarheizungsanlagen 
auf dem Dach gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes. 
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2. Bruchschäden außerhalb von Gebäuden 
Der Versicherer entschädigt für außerhalb von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden 
an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den Rohren der Heizungs- oder Klimaanlagen, soweit 
a) diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen und 
b) die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden und 
c) der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt. 

3. Leitungswasserschäden (Nässeschäden) 
Der Versicherer entschädigt versicherte Sachen, die durch bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser 
zerstört oder beschädigt werden oder infolge solcher Ereignisse abhandenkommen. 

Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig ausgetreten ist aus: 
a) Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit verbundenen Schläuchen; 
b) den mit diesen Rohren bzw. Schläuchen verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren wasserführenden 

Teilen; 
c) Heizungs- oder Klimaanlagen; 
d) Wasserlösch-, Sprinkler- oder Berieselungsanlagen; 
e) Rohren von Lüftungsanlagen, 
f) Wasserbetten, Wassersäulen, Zimmerbrunnen oder Aquarien; 
g) Regenableitungsrohren, die innerhalb des Gebäudes verlegt sind. 

Als Leitungswasser gelten auch Betriebsflüssigkeiten aus Heizungs- oder Klimaanlagen sowie Wasserdampf. 
Ausgenommen davon sind die Flüssigkeiten, die zur Energieerzeugung bestimmt sind. 

4. Nicht versicherte Schäden 
a) Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen Schäden durch 

aa) Regenwasser aus Regenableitungsrohren, die außerhalb des Gebäudes liegen; 
bb) Plansch- oder Reinigungswasser; 
cc) Schwamm; 
dd) Grundwasser, Sturmflut, stehendes oder fließendes Gewässer, Überschwemmung oder 

Witterungsniederschläge (z. B. Starkregen) oder einen durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau; 
ee) Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch; 
ff) Erdfall, Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser nach Nr. 3 den Erdfall, die 

Erdsenkung oder den Erdrutsch verursacht hat,  
gg) Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz 

eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung, 
hh) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druckproben 

oder durch Umbauten oder Reparaturarbeiten an dem versicherten Gebäude oder an der Wasserlösch- 
oder Berieselungsanlage, 

ii)   Sturm, Hagel; 
jj)   Wasser aus Eimern, Gießkannen oder ähnlich mobilen Behältnissen; 
kk)   Nässe aufgrund undichter Fugen oder Fliesen. 

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden in Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 
bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen. 
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§ 4 Naturgefahren (Sturm, Hagel, weitere Elementargefahren) und Wartezeit für weitere Elementargefahren 
1. Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer entschädigt für versicherte Sachen, die durch 
a) Sturm, Hagel; 
b) weitere Elementargefahren 

aa) Überschwemmung; 
bb) Rückstau; 
cc) Erdbeben; 
dd) Erdfall, Erdsenkung; 
ee) Erdrutsch; 
ff) Schneedruck; 
gg) Lawinen; 
hh) Vulkanausbruch; 

zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhandenkommen. 

2. Sturm, Hagel 
a) Sturm 
 Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstärke 8 nach Beaufort 

(Windgeschwindigkeit mindestens 62 km/h). Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so 
wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer einen der folgenden Sachverhalte nachweist: 
aa) Die Luftbewegung hat in der Umgebung des Versicherungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in 
 einwandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet. 
bb) Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zustands des versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, 

in dem sich die versicherten Sachen befunden haben, nur durch Sturm entstanden sein. Das gilt auch 
für Gebäude, die baulich mit dem versicherten Gebäude verbunden sind. 

b) Hagel 
Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern. 

c) Versichert sind nur Schäden an versicherten Sachen, die wie folgt entstehen: 
aa) Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf versicherte Sachen oder auf Gebäude ein, in denen sich 

versicherte Sachen befinden. Daraus entstehende Folgeschäden an versicherten Sachen sind 
versichert. 

bb) Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf Gebäude ein, die mit dem versicherten Gebäude baulich 
verbunden sind. 

cc) Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf Gebäude ein, die mit Gebäuden, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, baulich verbunden sind. 

dd) Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf versicherte Sachen oder 
auf Gebäude, in denen sich versicherte Sachen befinden. Daraus entstehende Folgeschäden an 
versicherten Sachen sind versichert. 

ee) Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude, die mit dem 
versicherten Gebäude baulich verbunden sind. 

ff) Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude, die mit 
Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden sind. 
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3. Weitere Elementargefahren (soweit gesondert vereinbart) 
a) Überschwemmung 

Überschwemmung ist die Überflutung von Grund und Boden des Versicherungsgrundstücks oder von 
unmittelbar angrenzenden Grund- und Bodenflächen, Straßen, Geh- und Radwegen mit erheblichen Mengen 
von Oberflächenwasser. 

Dies gilt nur, wenn 
aa) eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern oder 
bb) Witterungsniederschläge (z. B. Starkregen) oder 
cc) ein Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche infolge von aa) oder bb) 

die Überflutung verursacht haben. 

b) Rückstau 
Rückstau liegt vor, wenn Wasser aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren oder damit verbundenen 
Einrichtungen in das Gebäude eindringt. Dies gilt nur, wenn 
aa) eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern oder 
bb) Witterungsniederschläge (z. B. Starkregen) den Rückstau verursacht haben. 

c) Erdbeben 
Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im 
Erdinneren ausgelöst wird. 

Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer einen der folgenden Sachverhalte nachweist: 
aa) Die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens hat in der Umgebung des Versicherungsorts Schäden 

an Gebäuden im einwandfreien Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen 
angerichtet. 

bb) Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zustandes der versicherten Sachen nur durch ein 
Erdbeben entstanden sein. 

d) Erdfall, Erdsenkung 
Erdfall, Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens über naturbedingten Hohlräumen. 

e) Erdrutsch 
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen von Erd- oder Gesteinsmassen. 

f) Schneedruck 
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder Eismassen. 

Versichert sind auch Schäden durch in Bewegung geratene und deshalb von Dächern herabstürzende 
Schnee- oder Eismassen (Dachlawinen). 

g) Lawinen 
Lawinen sind Schnee- oder Eismassen, die an Berghängen niedergehen inklusiv der durch den Abgang 
ausgelösten Druckwelle. 

h) Vulkanausbruch 
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit 
Lavaergüssen, Asche-Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Materialien und Gasen. 

4. Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen – es sei denn, im Folgenden sind solche 
genannt – 
Schäden durch 
a) Sturmflut; Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlossene 

Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen. Dies gilt nicht, wenn diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel 
entstanden sind und einen Gebäudeschaden darstellen; 

b) Grundwasser, soweit nicht infolge von Witterungsniederschlägen (z. B. Starkregen) oder Ausuferung von 
oberirdischen Gewässern an die Erdoberfläche gedrungen; 

c) Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; Implosion; Anprall oder Absturz eines 
Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung. Dies gilt nicht, soweit diese Gefahren durch ein versichertes 
Erdbeben ausgelöst wurden; 

d) Trockenheit oder Austrocknung. 
Nicht versichert sind Schäden an nicht bezugsfertigen Gebäuden und Gebäudeteilen sowie an Sachen, die 
sich darin befinden. Schäden an Laden- und Schaufensterscheiben sind ebenfalls nicht versichert. 

 

 



 

Seite 10 von 66 

5. Wartezeit 
Für weitere Elementargefahren (Nr. 1 b) besteht Versicherungsschutz erst nach Ablauf von 2 Wochen Tagen nach 
Antragsstellung, frühestens mit Eingang des Antrages beim Versicherer (Wartezeit). Die Wartezeit entfällt, sofern 
das Risiko im selben Umfang versichert war und im unmittelbaren Anschluss an die Vorversicherung 
übernommen wurde. 

6. Kündigungsrecht 
Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten die Versicherung 
für weitere Elementargefahren (Nr. 1 b) in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) kündigen. 

Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss des 
laufenden Versicherungsjahres wirksam wird. 

Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den Hauptvertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 

§ 5 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort 
1. Beschreibung des Versicherungsumfangs, Versicherte Sachen sind: 

a) die im Versicherungsschein bezeichneten Gebäude; 
b) deren Gebäudebestandteile; 
c) deren Gebäudezubehör; 
d) Terrassen auf dem Versicherungsgrundstück, die unmittelbar an das Gebäude anschließen; 
e) Weitere Grundstücksbestandteile sind nur versichert, so- weit dies vereinbart ist. 

2.  Definitionen 
a) Gebäude 

Gebäude sind mit dem Erdboden verbundene Bauwerke. Sie müssen gegen äußere Einflüsse schützen 
können und im Sinne dieser Versicherungsbedingungen für die überwiegende Nutzung zu Wohnzwecken 
bestimmt sein. 

b) Gebäudebestandteile 
Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude eingefügte Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit dem 
Gebäude ihre Selbständigkeit verloren haben. Dazu gehören auch Einbaumöbel bzw. Einbauküchen, die 
individuell für das Gebäude gefertigt und mit einem großen Einbauaufwand an das Gebäude angepasst 
sind. Dazu gehören nicht Anbaumöbel oder Anbauküchen, die serienmäßig vorgefertigt sind. 

c) Gebäudezubehör 
Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich im Gebäude befinden oder außen am Gebäude 
angebracht sind. Sie müssen der Instandhaltung bzw. überwiegenden Zweckbestimmung des versicherten 
Gebäudes dienen. Hierzu zählen auch thermische Solaranlagen. 

Als Gebäudezubehör gelten auch Fahrrad- und Müllboxen, Klingel- und Briefkastenanlagen, 
Balkonkraftwerke (sog. Steckersolaranlagen, steckerfertige Mini PV-Anlagen), Paketboxen sowie 
Elektroladestationen und Wallboxen (für Elektrofahrzeuge aller Art) auf dem Versicherungsgrundstück. 

Als Gebäudezubehör gelten außerdem Öltanks, Gastanks sowie Pelletspeicher auf dem 
Versicherungsgrundstück, welche eine direkte Verbindung zur Heizungsanlage aufweisen. Öltanks ohne 
direkte Verbindung zur Heizungsanlage, die als reine Öllagerstätte dienen, sind nur aufgrund besonderer 
Vereinbarung versichert. 

Gebäudezubehör, das nur vorübergehend vom versicherten Gebäude getrennt wird und sich in einem der 
versicherten Gebäude befindet, bleibt mitversichert. 

d) Terrassen 
Terrassen sind befestigte Flächen, die für den Aufenthalt im Freien vorgesehen sind. 

e) Weitere Grundstücksbestandteile 
Als weitere Grundstücksbestandteile gelten die mit dem Grund und Boden des Versicherungsgrundstücks 
fest verbundenen Sachen. 

f) Versicherungsort 
Der Versicherungsort ist das Versicherungsgrundstück. Das Versicherungsgrundstück ist das Flurstück/sind 
die Flurstücke, auf dem das versicherte Gebäude steht. Teilen sich mehrere Gebäude ein Flurstück, so gilt als 
Versicherungsort derjenige Teil des Flurstücks, der durch Einfriedung oder anderweitige Abgrenzung 
dem/den im Versicherungsschein bezeichneten Gebäude(n) ausschließlich zugehörig ist. 
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3. Nicht versicherte Sachen, nicht versichert sind 
a) alle in das Gebäude nachträglich eingefügten Sachen, die ein Mieter oder ein Wohnungseigentümer 

aa) auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat und 
bb) für die er die Gefahr trägt. 

Werden Sachen dagegen nur ausgetauscht, sind die neu eingefügten Sachen versichert. Eine anderweitige 
Vereinbarung über die Gefahrtragung ist vom Versicherungsnehmer nachzuweisen. 

b) Elektronisch gespeicherte Daten und Programme. 
Kosten für die Wiederherstellung von elektronisch gespeicherten Daten und Programmen sind nur versichert, 
soweit dies zusätzlich im Versicherungsvertrag vereinbart ist. 

§ 6 Wohnungs- und Teileigentum 
1. Bei Verträgen mit Wohnungseigentümergemeinschaften gilt: 

Wenn der Versicherer wegen des Verhaltens einzelner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leistungsfrei ist, 
bleibt er den übrigen Wohnungseigentümern zur Leistung verpflichtet. Das gilt für deren Sondereigentum und 
deren Miteigentumsanteile. 

2. Nicht oder teilweise entschädigt wird der Miteigentumsanteil desjenigen, gegenüber dem der Versicherer ganz 
oder teilweise leistungsfrei ist. Die übrigen Wohnungseigentümer können dennoch Entschädigung für diesen 
Miteigentumsanteil verlangen. Das setzt voraus, dass diese zusätzliche Entschädigung verwendet wird, um das 
gemeinschaftliche Eigentum wiederherzustellen. 

Der Wohnungseigentümer, gegenüber dem der Versicherer ganz oder teilweise leistungsfrei ist, muss dem 
Versicherer diese zusätzliche Entschädigung ersetzen. 

3. Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 und Nr. 2 entsprechend. 

§ 7 Versicherte Kosten 
Der Versicherer ersetzt folgende Kosten, die infolge eines Versicherungsfalls erforderlich und tatsächlich 
angefallen sind: 

1. Aufräumungs- und Abbruchkosten 
Das sind Kosten, die entstehen, um versicherte Sachen aufzuräumen und abzubrechen. Dies schließt 
Aufwendungen ein, um Schutt und sonstige Reste dieser Sachen wegzuräumen, zum nächsten Ablagerungsplatz 
abzutransportieren, sie abzulagern und zu vernichten. 

2. Bewegungs- und Schutzkosten 
Das sind Kosten, die entstehen, um andere Sachen zu bewegen, zu verändern oder zu schützen. Voraussetzung 
ist, dass diese Maßnahmen dazu dienen, versicherte Sachen wiederherzustellen oder wiederzubeschaffen. 
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§ 8 Mehrkosten 
1. Versicherte Mehrkosten 

Der Versicherer ersetzt bis zu dem hierfür vereinbarten Betrag die infolge eines Versicherungsfalls tatsächlich 
entstandenen Aufwendungen für notwendige Mehrkosten durch 
a) behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen; 
b) Preissteigerungen nach Eintritt des Versicherungsfalls. 

2. Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen 
a) Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen sind Aufwendungen, die dadurch 

entstehen, dass die versicherte und vom Schaden betroffene Sache, aufgrund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften, nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden darf. 

b) Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden, sind die dadurch 
entstehenden Mehrkosten nicht versichert. War aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung 
der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls ganz oder teilweise untersagt, sind die dadurch 
entstehenden Mehrkosten nicht versichert. 

c) Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache aufgrund behördlicher 
Wiederherstellungsbeschränkungen nur an anderer Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur in dem 
Umfang ersetzt, in dem sie auch bei Wiederherstellung an bisheriger Stelle entstanden wären. 

d) Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch entstehen, dass sich die Wiederherstellung durch 
behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen verzögert, werden nach Nr. 3 ersetzt. 

e) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwertes zum 
Neuwert ersetzt. 

3. Mehrkosten durch Preissteigerungen nach Eintritt des Versicherungsfalls 
a) Mehrkosten durch Preissteigerungen sind Aufwendungen für Preissteigerungen versicherter und vom 

Schaden betroffener Sachen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung. 

b) Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung nicht unverzüglich 
veranlasst, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei unverzüglicher 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung entstanden wären. 

c) Mehrkosten infolge behördlichen Wiederherstellungs- oder Betriebsbeschränkungen oder Kapitalmangel 
sind nicht versichert. Sofern behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen die Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sachen verzögern, werden die dadurch 
entstandenen Preissteigerungen jedoch ersetzt. 

d) Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwerts zum 
Neuwert ersetzt. 

§ 9 Mietausfall, Mietwert 
1. Der Versicherer ersetzt den Mietausfall einschließlich fortlaufender Betriebskosten im Sinne des Mietrechts, 

wenn Mieter von Wohnräumen, gewerblich genutzten Räumen, Nebengebäuden oder Garagen infolge eines 
Versicherungsfalls zu Recht die Zahlung der Miete ganz oder teilweise eingestellt haben oder das Mietverhältnis 
kündigen; 

a) den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen, gewerblich genutzten Räumen, Nebengebäuden oder 
Garagen, der der bisherigen Nutzung entspricht, einschließlich fortlaufender Betriebskosten im Sinne des 
Mietrechts, die der Versicherungsnehmer selbst bewohnt oder unentgeltlich Dritten überlassen hat und die 
infolge eines Versicherungsfalls unbenutzbar geworden sind, falls dem Versicherungsnehmer die 
Beschränkung auf einen benutzbar gebliebenen Teil der Wohnung nicht zugemutet werden kann; 

b) auch einen durch die Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften (z. B. Wiederaufbaubeschränkungen) 
verursachten zusätzlichen Mietausfall bzw. Mietwert. 

2. Zeitraum für Mietausfall oder Mietwert 
a) Mietausfall oder Mietwert werden für den Zeitraum ersetzt, in dem die versicherten Gebäude oder Räume 

nicht benutzbar sind, höchstens jedoch für den vereinbarten Zeitraum – siehe Besondere Bedingungen 
Wohngebäudeversicherung (BB SHB VGB Exclusiv 2023) – seit dem Eintritt des Versicherungsfalls; 

b) Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit ersetzt, wie der Versicherungsnehmer die mögliche 
Wiederbenutzung nicht schuldhaft verzögert. Es gelten die Regelungen zur Schadenabwendungs-
/Schadenminderungspflicht nach § 27 Nr. 2. 
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§ 10 Versicherungswert, Versicherungssumme 
1. Vereinbarte Versicherungswerte 

Als Versicherungswert kann der gleitende Neuwert Plus, der Neuwert, der Zeitwert oder der Gemeine Wert 
vereinbart werden. Im Versicherungsfall kann der Gemeine Wert Anwendung finden, wenn die versicherte Sache 
dauerhaft entwertet ist (d). Der Versicherungswert bildet die Grundlage der Entschädigungsberechnung. 

a) Gleitender Neuwert Plus 
aa) Der Gleitende Neuwert Plus ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in 

neuwertigem Zustand herzustellen. Maßgebend ist der ortsübliche Neubauwert. Dazu gehören 
Architektenhonorare sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten. Der Gleitende Neuwert Plus 
wird ausgedrückt in Preisen des Jahres 1914. 
Kann eine Sache wegen Technologiefortschritts in derselben Art und Güte nicht mehr oder nur mit 
unwirtschaftlichem Aufwand wiederhergestellt werden, umfasst der Gleitende Neuwert Plus auch 
Aufwendungen für Ersatzgüter. Diese müssen den zu ersetzenden Sachen möglichst nahekommen. 

bb) Ebenfalls Bestandsteil sind Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Wiederherstellungsbeschränkun-
gen, die dadurch entstehen, dass versicherte und vom Schaden betroffene Sachen wegen öffentlich-
rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft 
werden können. Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der unverzüglich 
veranlassten Wiederherstellung. 

cc) Der Versicherer passt den Versicherungsschutz nach 
a) aa) an die Baukostenentwicklung an (§ 12 Nr. 2). Es besteht insoweit Versicherungsschutz auf der 
Grundlage des ortsüblichen Neubauwertes zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. 

dd) Wenn sich durch wertsteigernde bauliche Um-, An- und Ausbaumaßnahmen der Wert des versicherten 
Gebäudes erhöht, besteht für 12 Monate ab Beginn dieser Maßnahme insoweit Versicherungsschutz. In 
diesen Fällen verzichten wir auf die Anrechnung einer durch die Baumaßnahme entstehenden 
Unterversicherung. 

b) Neuwert 
aa) Der Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem 

Zustand herzustellen. Maßgebend sind der ortsübliche Neubauwert einschließlich 
Architektengebühren sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten. 
Bestandteil des Neuwertes sind insoweit auch Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die 
Wiederherstellung der Sachen in derselben Art und Güte infolge Technologiefortschritts entweder 
nicht möglich ist oder nur mit unwirtschaftlichem Aufwand möglich wäre. Die Ersatzgüter müssen 
hierbei den vorhandenen Sachen möglichst nahekommen. 

bb) Nicht Bestandteil des Neuwertes sind Mehrkosten durch behördliche 
Wiederherstellungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, dass Sachen aufgrund öffentlich-
rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt werden dürfen, es sei denn, 
dass diese Mehrkosten als Technologiefortschritt nach aa) zu berücksichtigen sind. 
Versicherungsschutz für diese Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten 
Mehrkosten. 
Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der 
Wiederherstellung sind ebenfalls nicht Bestandteil des Neuwertes. Versicherungsschutz für diese 
Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten Mehrkosten. 

c) Zeitwert 
Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes 
(b) abzüglich der Wertminderung insbesondere durch Alter und Abnutzungsgrad.  

d) Gemeiner Wert 
Der Gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis für das Gebäude oder für das Altmaterial. Ist die 
Versicherung zum gleitenden Neuwert Plus, Neuwert oder Zeitwert vereinbart und ist das Gebäude zum 
Abbruch bestimmt oder sonst dauernd entwertet, so ist Versicherungswert lediglich der Gemeine Wert. Eine 
dauernde Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck nicht mehr zu 
verwenden ist. 
Der Versicherungswert von Gebäudezubehör und Grundstücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind, 
entspricht dem für das Gebäude vereinbarten Versicherungswert. 
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2. Versicherungssumme 
a) Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte 

Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll. 
b) Wenn bauliche Änderungen vorgenommen werden, soll der Versicherungsnehmer die Versicherungssumme 

an den veränderten Versicherungswert anpassen. 
c) Ist Neuwert, Zeitwert oder Gemeiner Wert vereinbart worden, soll der Versicherungsnehmer die 

Versicherungssumme für die versicherte Sache für die Dauer des Versicherungsverhältnisses dem jeweils 
gültigen Versicherungswert anpassen. 

d) Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert, 
kann die Regelung über die Unterversicherung zur Anwendung kommen (§ 14 Nr. 9). 

§ 11 Ermittlung der Versicherungssumme in der gleitenden Neuwertversicherung Plus, Unterversicherung 
1. Ermittlung der Versicherungssumme in der gleitenden Neuwertversicherung Plus 

Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen Neubauwert (§ 10 Nr. 1 a) zu ermitteln, der in den Preisen 
des Jahres 1914 ausgedrückt wird (Versicherungssumme „Wert 1914“). 
Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, wenn 
a) sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten Schätzung eines Bausachverständigen festgesetzt wird, 
b) der Versicherungsnehmer im Antrag den Neubauwert in Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt und 

der Versicherer diesen Betrag umrechnet, 
der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe, Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend 
beantwortet und der Versicherer hiernach die Versicherungssumme „Wert 1914“ berechnet. 

c) Bei Berechnung eines aktuellen Wert 1914, über den Wertermittlungsrechner der SHB Versicherung, 
verzichten wir auf die Feststellung und Anrechnung einer Unterversicherung im Schadenfall, unter 
Berücksichtigung des § 20 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters. 

2. Unterversicherungsverzicht 
a) Wird die nach Nr. 1 ermittelte Versicherungssumme 

„Wert 1914“ vereinbart, nimmt der Versicherer bei der Entschädigung (einschließlich Kosten und Mietausfall) 
keinen Abzug wegen Unterversicherung vor (Unterversicherungsverzicht). 

b) Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beschreibung des Gebäudes und seiner Ausstattung nach Nr. 1 c) von 
den tatsächlichen Verhältnissen bei Vertragsabschluss abweicht und  ist dadurch die Versicherungssumme 
„Wert 1914“ zu niedrig bemessen, so kann der Versicherer nach den Regelungen über die 
Anzeigepflichtverletzungen vom Vertrag zurücktreten, kündigen oder eine Vertragsanpassung vornehmen; 
ferner kann er bezüglich der Differenz zwischen vereinbarter Versicherungssumme und tatsächlichem 
Versicherungswert nach den Regeln der Unterversicherung leistungsfrei sein. 

c) Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner nicht, wenn der der Versicherungssummenermittlung zu Grunde 
liegende Bauzustand nach Vertragsabschluss durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen verändert wurde 
und die Veränderung dem Versicherer nicht unverzüglich angezeigt wurde. Dies gilt nicht für wertsteigernde 
bauliche Maßnahmen, für die nach § 10 Nr. 1 a) Versicherungsschutz besteht. 
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§ 12 Beitrag und Anpassungsfaktor in der gleitenden Neuwertversicherung Plus 
1. Berechnung des Beitrags 

Grundlagen der Berechnung des Beitrags sind die Versicherungssumme „Wert 1914“, der vereinbarte 
Beitragssatz sowie der Anpassungsfaktor (Nr. 2 a). Der Beitrag wird berechnet durch Multiplikation des 
vereinbarten Grundbeitrags 1914 (Versicherungssumme „Wert 1914“ multipliziert mit dem Beitragssatz) mit 
dem jeweils gültigen Anpassungsfaktor. 

2. Anpassungsfaktor 
a) Der Beitrag verändert sich entsprechend der Anpassung des Versicherungsschutzes (§ 10 Nr. 1 a) gemäß der 

Erhöhung oder Verminderung des Anpassungsfaktors. 
b) Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres ab dem 

nächsten Versicherungsjahr entsprechend dem Prozentsatz, um den sich der jeweils für den Monat Mai des 
Vorjahres veröffentlichte Baupreisindex für Wohngebäude und der für den Monat April des Vorjahres 
veröffentlichte Tariflohnindex für das Baugewerbe verändert haben. Beide Indizes gibt das Statistische 
Bundesamt bekannt. Bei dieser Anpassung wird die Änderung des Baupreisindexes zu 80 Prozent und die des 
Tariflohnindexes zu 20 Prozent berücksichtigt, und zwar der jeweilige Index auf zwei Stellen nach dem 
Komma gerundet. Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach dem Komma errechnet und gerundet. 
Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem Komma eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird 
aufgerundet, sonst abgerundet. 

c) Der Versicherungsnehmer kann einer Erhöhung des Beitrags innerhalb eines Monats, nachdem ihm die 
Mitteilung über die Erhöhung des Anpassungsfaktors zugegangen ist, durch Erklärung in Textform 
widersprechen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Damit wird die Erhöhung nicht 
wirksam. Die Versicherung bleibt dann als Neuwertversicherung (§ 10 Nr. 1 b) in Kraft, und zwar zum 
bisherigen Beitrag und mit einer Versicherungssumme, die sich aus der Versicherungssumme „Wert 1914“ 
multipliziert mit 1/100 des Baupreisindexes für Wohngebäude ergibt, der im Mai des Vorjahres galt. In diesem 
Fall gilt ein vereinbarter Unterversicherungsverzicht nicht mehr. Das Recht des Versicherungsnehmers auf 
Herabsetzung der Versicherungssumme wegen erheblicher Überversicherung bleibt unberührt. 
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§ 13 Beitragsberechnung und Beitragsanpassung 
1. In der Neuwertversicherung, der Zeitwertversicherung und der Versicherung zum Gemeinen Wert (§ 10) 

errechnet sich der Tarifbeitrag für jede einzelne Gefahrengruppe (§ 1) aus der Multiplikation der 
Versicherungssumme mit dem Beitragssatz für den vereinbarten Versicherungsschutz. 

In der gleitenden Neuwertversicherung (§ 12) errechnet sich der Tarifbeitrag für jede einzelne Gefahrengruppe 
(§ 1) aus der Multiplikation der Versicherungssumme 1914 mit dem Beitragssatz für den vereinbarten 
Versicherungsschutz und dem Anpassungsfaktor. 

2. Für die Kalkulation der einzelnen Beitragssätze werden der erwartete Schadenbedarf, die Risikoart, die Kosten 
(insbesondere für Vertrieb, Verwaltung und für die Rückversicherung), der Gewinnansatz und die 
Feuerschutzsteuer berücksichtigt. 

3. Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, die Beitragssätze für bestehende Versicherungsverträge zu 
überprüfen (Neukalkulation). Wenn die Entwicklung des Schadenbedarfs und der Feuerschutzsteuer es 
erforderlich macht, ist der Ver- sicherer berechtigt und im Fall einer sich aus der Neukalkulation ergebenden 
Beitragssatzreduzierung verpflichtet, den bzw. die einzelnen Beitragssätze entsprechend anzupassen. 

Bei der Neukalkulation dürfen die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des betriebsnotwendigen 
Sicherheitskapitals entstehenden Kapitalkosten berücksichtigt werden, nicht jedoch Erhöhungen des 
Gewinnansatzes und der Provision. Veränderungen von Beitragsfaktoren in der gleitenden 
Neuwertversicherung Plus, die bereits in der Berechnung des Anpassungsfaktors eingegangen sind, dürfen 
nicht noch einmal bei der Neukalkulation berücksichtigt werden. 

Die Neukalkulation erfolgt mindestens alle fünf Jahre.     

4. Die Neukalkulation der Beitragssätze wird nach versicherungsmathematischen Grundsätzen durchgeführt und 
berücksichtigt auf Grundlage der bisherigen Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige 
Entwicklung des Schadenbedarfs. Dabei können auch unternehmensübergreifende Daten verwendet werden, 
wenn unternehmenseigene Daten nicht in ausreichender Weise zur Verfügung stehen. 

Für Teile des Gesamtbestandes, die nach objektiven risikobezogenen Kriterien abgrenzbar sind, kann zur 
Ermittlung des Anpassungsbedarfs auf den entsprechenden Teilbestand abgestellt werden, wenn die 
Kalkulation hierfür auf Grundlage einer versicherungsmathematisch ausreichenden Anzahl gleichartiger 
Risiken möglich ist. 

5. Ergibt sich bei der Neukalkulation eines Beitragssatzes ein Änderungsbedarf von zumindest fünf 
Prozentpunkten, so ist der Versicherer berechtigt, diesen Beitragssatz für die bestehenden Verträge 
entsprechend anzupassen. 

Würde die Änderung zu einer Beitragssatzminderung von mindestens fünf Prozent führen, so ist der Versicherer 
zu einer entsprechenden Anpassung verpflichtet. 

Bedingungsgemäß unterbliebene Anpassungen (Anpassungen unter fünf Prozent) bzw. kalkulatorisch nicht 
genutzte Anpassungspotentiale können bei den folgenden Anpassungen berücksichtigt werden. 

6. Liegen alle Voraussetzungen für die Anpassung eines Beitragssatzes vor, so erfolgt diese zu Beginn des nächsten 
Versicherungsjahres. Eine Beitragserhöhung wird jedoch nur wirksam, wenn die Mitteilung hierüber dem 
Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor Wirksamkeit der Betragserhöhung zugeht. Der Versicherer 
hat in dieser Mitteilung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag aufgrund 
der Beitragserhöhung innerhalb eines Monats nach Erhalt dieser Mitteilung mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitragserhöhung kündigen kann. 

Die Kündigung nach dieser Vorschrift bedarf der Textform. 
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§ 14 Entschädigungsberechnung 
1. Gleitende Neuwert- und Neuwertversicherung 

a) Der Versicherer ersetzt 
aa) bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen Wiederherstellungskosten des Gebäudes (einschließlich der 

Architektengebühren sowie sonstiger Konstruktions- und Planungskosten) unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalls; 

bb) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls, zuzüglich einer durch die Reparatur nicht 
ausgeglichenen Wertminderung, höchstens jedoch der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalls; 

cc) bei zerstörten oder abhandengekommenen sonstigen Sachen den Wiederbeschaffungspreis von 
Sachen gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls. 

b) Öffentlich-rechtliche Vorschriften, nach denen die noch vorhandene und technisch brauchbare Sachsubstanz 
der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache für die Wiederherstellung nicht wieder verwendet 
werden darf, werden bei der Entschädigungsberechnung nach a) berücksichtigt, soweit 
aa) es sich nicht um behördliche Anordnungen handelt, die vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt 

wurden oder 
bb) nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des 

Versicherungsfalls ganz oder teilweise untersagt war. 
Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, dass die 
versicherte und vom Schaden betroffene Sache aufgrund öffentlich- rechtlicher Vorschriften nicht in 
derselben Art und Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden darf, werden im Rahmen der 
Entschädigungsberechnung nach a) nicht ersetzt, es sei denn, dass diese Mehrkosten als 
Technologiefortschritt im Versicherungswert zu berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für diese 
Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten Mehrkosten. 

c) Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschädigungsberechnung nach a) angerechnet. 

2. Zeitwert 
Der Versicherer ersetzt 
a) bei zerstörten Gebäuden den Neuwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls abzüglich der 

Wertminderung insbesondere durch Alter und Abnutzungsgrad; 
b) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten 

unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls, zuzüglich einer durch die Reparatur nicht ausgeglichenen 
Wertminderung, höchstens jedoch den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls; 

c) bei zerstörten oder abhandengekommenen sonstigen Sachen den Wiederbeschaffungspreis von Sachen 
gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses unter Berücksichtigung 
eines Abzuges entsprechend dem insbesondere durch das Alter und den Abnutzungsgrad bestimmten 
Zustand. 

Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschädigungsberechnung nach a) bis c) angerechnet. 

3. Gemeiner Wert 
Soweit ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst dauerhaft entwertet ist, werden versicherte Sachen zum 
erzielbaren Verkaufspreis ohne Grundstücksanteile (Gemeiner Wert) entschädigt. 

4. Kosten 
Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicherter Kosten (§§ 7 und 8) ist der Nachweis tatsächlich 
angefallener Kosten unter Berücksichtigung der jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen. 

5. Mietausfall, Mietwert 
Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert für den vereinbarten Zeitraum. 

6. Mehrwertsteuer 
Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen ist. Sie wird nicht ersetzt, wenn 
der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 
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7. Neuwertanteil 
In der gleitenden Neuwertversicherung Plus und der Neuwertversicherung erwirbt der Versicherungsnehmer 
den Anspruch auf Zahlung des Teils der Entschädigung, der den Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil) 
nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls sicherstellt, dass er die 
Entschädigung verwenden wird, um versicherte Sachen in gleicher Art und Zweckbestimmung an der 
bisherigen Stelle wiederherzustellen oder wiederzubeschaffen. Ist dies an der bisherigen Stelle rechtlich nicht 
möglich oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, wenn die Gebäude an anderer Stelle innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland wiederhergestellt werden. 

Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Entschädigung nach Nr. 1 a), b) und c) unter Berücksichtigung eines 
Abzuges entsprechend dem insbesondere durch das Alter und den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand. 

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung des vom Versicherer entschädigten Neuwertanteils verpflichtet, 
wenn die Sache infolge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist. 

8. Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung des Versicherers 
In der Neu- und Zeitwertversicherung ist die Gesamtentschädigung für versicherte Sachen (§ 5), versicherte 
Kosten (§§ 7 und 8) und versicherten Mietausfall bzw. Mietwert (§ 9) je Versicherungsfall auf die 
Versicherungssumme begrenzt. Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten, die auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind, werden unbegrenzt ersetzt. 

9. Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung 
Ist die Versicherungssumme zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls in der gleitenden Neuwertversicherung 
Plus (§ 10 Nr. 1 a) ohne Vereinbarung eines Unterversicherungsverzichts, in der Neu- und Zeitwertversicherung 
sowie in der Versicherung zum Gemeinen Wert (§ 10 Nr. 1 b) – Nr. 1 d) niedriger als der Versicherungswert der 
versicherten Sachen (Unterversicherung), wird die Entschädigung nach Nr.1 bis Nr. 3 in dem Verhältnis von 
Versicherungssumme zum Versicherungswert nach folgender Berechnungsformel gekürzt: Entschädigung = 
Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert. 
Entsprechendes gilt für die Berechnung versicherter Kosten (§§ 7 und 8) und versicherten Mietausfalls bzw. 
Mietwerts (§ 9). 

10. Selbstbeteiligung  
a) Im Versicherungsfall wird der im Versicherungsvertrag vereinbarte Selbstbeteiligung abgezogen. Dieser wird 

auf der Police ausgewiesen.  
b) Der Selbstbeteiligung in der erweiterten Elementarschädenversicherung (soweit gesondert vereinbart) 

beträgt 10% der Versicherungssumme, mind. 250,- €, jedoch nicht mehr als 2.500, - €. 
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§ 15 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
1. Fälligkeit der Entschädigung 

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn der Versicherer den Anspruch dem Grund und der Höhe nach 
abschließend festgestellt hat. 
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung 
beanspruchen, der voraussichtlich mindestens zu zahlen ist. 

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung wird fällig, nachdem der 
Versicherungsnehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er die Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat. 

2. Rückzahlung des Neuwertanteils 
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versicherer nach Nr. 1 b) geleisteten Entschädigung 
einschließlich etwaiger nach Nr. 3 b) gezahlter Zinsen verpflichtet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens 
des Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft 
worden ist. 

3. Verzinsung 
Für die Verzinsung gelten folgende Regelungen, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine 
weitergehende Zinspflicht besteht. 
a) Entschädigung 

Sie ist ab der Anzeige des Schadens zu verzinsen. Dies gilt nicht, soweit die Entschädigung innerhalb eines 
Monats geleistet wurde. 

b) Über den Zeitwertschaden hinausgehender Teil der Entschädigung 
Dieser ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, an dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung für die 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung nachgewiesen hat. 

c) Zinssatz 
Der Zinssatz beträgt vier Prozent, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund ein höherer Zins zu zahlen 
ist. 

d) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 

4. Hemmung 
Bei der Berechnung der Fristen nach Nr. 1, 3 a) und 3 b) gilt: Nicht zu berücksichtigen ist der Zeitraum, für den 
wegen Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden 
kann. 

5. Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen 

Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalls noch läuft; 
c) eine gesetzlich vorgesehene Mitwirkung des Realgläubigers nicht erfolgte. 
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§ 16 Sachverständigenverfahren 
1. Feststellung der Schadenhöhe 

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass die Höhe des Schadens in 
einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer 
und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren. 

2. Weitere Feststellungen 
Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden. 

3. Verfahren vor Feststellung 
Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen 

benannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in Textform auffordern, 
den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist der 
Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen. 

b) Der Versicherer darf folgende Personen nicht als Sachverständigen benennen: 
aa) Mitbewerber des Versicherungsnehmers; 
bb) Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in dauernder Geschäftsverbindung stehen; 
cc) Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern des Versicherungsnehmers angestellt sind 

oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen. 
c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten 

Sachverständigen als Obmann. Die Regelung nach b) gilt auch für seine Benennung. Wenn sich die 
Sachverständigen nicht einigen, wird der Obmann durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht 
ernannt. Dies geschieht auf Antrag einer der beiden Parteien. 

4. Feststellung 
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 
a) ein Verzeichnis der abhandengekommenen, zerstörten und beschädigten versicherten Sachen sowie deren 

nach dem Versicherungsvertrag in Frage kommenden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls; 

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten; 
c) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen; 
d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten und den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert; 
e) den Versicherungswert der nicht vom Schaden betroffenen versicherten Sachen zum Zeitpunkt des 

Versicherungsfalls, wenn kein Unterversicherungsverzicht gegeben ist. 

5. Verfahren nach Feststellung 
Jeder Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die 
Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab, übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. 
Dieser entscheidet über die darin streitig gebliebenen Punkte. Die Feststellungen der Sachverständigen bilden 
dabei die Grenzen für den Entscheidungsspielraum des Obmanns. Seine Entscheidung übermittelt der Obmann 
beiden Parteien gleichzeitig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen bzw. des Obmanns sind für die Vertragsparteien verbindlich. Sie sind 
unverbindlich, wenn nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. 

Aufgrund von verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung. Wenn die 
Feststellungen unverbindlich sind, trifft das Gericht eine verbindliche Feststellung. Dies gilt auch, wenn die 
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern. 

6. Kosten 
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

7. Obliegenheiten 
Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 
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§ 17 Vertraglich vereinbarte Sicherheitsvorschriften (zusätzliche Obliegenheiten) des  
Versicherungsnehmers vor dem Versicherungsfall 

1. Sicherheitsvorschriften 
Als vertraglich vereinbarte, zusätzliche Obliegenheiten gelten folgende Sicherheitsvorschriften: 
a) Versicherte Sachen sind stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten. Dies gilt insbesondere für 

wasserführende Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen angebrachte Sachen. Mängel oder Schäden 
an diesen Sachen müssen unverzüglich beseitigt werden. 

b) Nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile müssen zu jeder Jahreszeit genügend häufig kontrolliert 
werden. Außerdem sind dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren 
und entleert zu halten. 

c) In der kalten Jahreszeit müssen alle Gebäude und Gebäudeteile beheizt werden. Dies ist genügend häufig 
zu kontrollieren. Alternativ sind dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu 
entleeren und entleert zu halten. 

d) Alle notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen gegen Elementarschäden sind zu treffen. Die 
Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrundstück müssen frei gehalten werden. Rückstausicherungen 
müssen nach der jeweils geltenden Landesbauordnung funktionsbereit gehalten werden. 

2. Folgen der Obliegenheitsverletzung 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Nr. 1 genannten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den 
in § 27 Nr. 1 b) und Nr. 3 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder 
teilweise leistungsfrei. 

§ 18 Besondere gefahrerhöhende Umstände 
1. Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung nach § 28 kann insbesondere in den folgenden Fällen vorliegen: 
a) Es ändert sich ein Umstand, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. 
b) Ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäudes wird nicht mehr genutzt. 
c) Am Gebäude werden Baumaßnahmen durchgeführt, in deren Verlauf das Dach ganz oder teilweise entfernt 

wird. 
d) Baumaßnahmen machen das Gebäude überwiegend unbenutzbar. 
e) In dem Gebäude wird ein Gewerbebetrieb aufgenommen oder verändert. 
f) Das Gebäude wird nach Vertragsschluss unter Denkmalschutz gestellt. 

2. Folgen einer Gefahrerhöhung 
Die Folgen einer Gefahrerhöhung sind in § 28 Nr. 3 bis Nr. 5 geregelt. 
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§ 19 Veräußerung 
1. Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang 

a) Veräußert der Versicherungsnehmer die versicherte Sache, tritt der Erwerber an dessen Stelle in den 
Versicherungsvertrag ein. Dies geschieht zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs. Bei Immobilien erfolgt 
dieser zum Datum des Grundbucheintrags. Ab diesem Zeitpunkt übernimmt der Erwerber die Rechte und 
Pflichten des Versicherungsnehmers aus dem Versicherungsverhältnis. 

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag als Gesamtschuldner. Das gilt für den Beitrag der 
Versicherungsperiode, in welcher der Eigentumsübergang erfolgt. 

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis 
erlangt. 

2. Kündigungsrechte 
a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von 

einem Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es nicht innerhalb eines 
Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung ausübt. 

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der 
laufenden Versicherungsperiode in Textform zu kündigen. 

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn er es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb ausübt. Fehlt dem 
Erwerber die Kenntnis, dass eine Versicherung besteht, erlischt das Kündigungsrecht einen Monat nachdem 
er die Kenntnis erlangt hat. 

c) Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der Veräußerer allein für die Zahlung des Beitrags. 

3. Anzeigepflichten 
a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen. 
b) Ist die Anzeige unterblieben, ist der Versicherer nicht verpflichtet im Versicherungsfall zu leisten. 

Dies gilt nur, wenn die beiden folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

Der Versicherungsfall ist später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eingetreten, zu dem die Anzeige hätte 
zugehen müssen. 

Der Versicherer weist nach, dass er den bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 
c) Abweichend von b) ist der Versicherer in folgenden Fällen verpflichtet zu leisten: 

Ihm war die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 

Zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls war die Frist für die Kündigung des Versicherers bereits abgelaufen, 
und er hatte nicht gekündigt. 
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Teil B – Allgemeiner Teil 

§ 20 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 
1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrumständen 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr- 
umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich 
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
a) Vertragsänderung 

Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so 
werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer 
vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als zehn Prozent oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In 
dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen 
Kündigungsrecht hinzuweisen. 

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt. 

Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätte. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei 
denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand 
bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

c) Kündigung 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer 
hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen 
abgeschlossen. 

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind jeweils 
ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte. 

e) Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers 
Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) oder zur Kündigung (Nr. 2 c) muss der 
Versicherer innerhalb eines Monats in Textform geltend machen und dabei die Umstände angeben, auf die er 
seine Erklärung stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach 
deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der 
Verletzung der Anzeigepflicht und der Um- stände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte 
Recht begründen. 

4. Rechtsfolgenhinweis 
Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) und zur Kündigung (Nr. 2 c) stehen dem 
Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der 
Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 
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5. Vertreter des Versicherungsnehmers 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 
1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem 
Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) und zur Kündigung (Nr. 2 c) 
erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf 
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein 
Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat. 

§ 21 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder 
Einmalbeitrags 

1. Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit des einmaligen oder des ersten Beitrags. 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, bei weiteren 
Elementargefahren jedoch nicht vor Ablauf der Wartezeit nach § 4 Nr. 5. 

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im 
Versicherungsschein an- gegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 

Liegt der angegebene Zeitpunkt nach dem Zugang des Versicherungsscheines, so hat der Versicherungsnehmer 
den einmaligen oder ersten Beitrag unverzüglich nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, 
beträgt die Zahlungsfrist einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheines. 

Liegt der angegebene Zeitpunkt vor dem Zugang des Versicherungsscheines, so beginnt der Versicherungsschutz 
zum angegebenen Zeitpunkt, wenn der einmalige oder erste Beitrag unverzüglich nach Zugang des 
Versicherungsscheins gezahlt wird. 

2. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 
Wird der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

3. Leistungsfreiheit des Versicherers 
Ist der einmalige oder der erste Beitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls nicht gezahlt, so ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags 
aufmerksam gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

§ 22 Dauer und Ende des Vertrags 
1. Dauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 

2. Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf des Vertrags eine Kündigung in Textform 
zugegangen ist. 

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf 
folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden. 

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres 
zugehen. 
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4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt. 

5. Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt. 

6. Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch Realgläubiger 
Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet, ist eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses 
durch den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahrengruppe Brand, Blitzschlag, Überspannung durch 
Blitz, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung 
oder Überschalldruckwelle nur wirksam, wenn der Versicherungsnehmer mindestens einen Monat vor Ablauf des 
Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kündigung spätestens zulässig war, 
das Grundstück nicht mit dem Grundpfandrecht belastet war oder dass der Realgläubiger der Kündigung 
zugestimmt hat. Dies gilt nicht für eine Kündigung nach Veräußerung oder im Versicherungsfall. 

§ 23 Folgebeitrag 
1. Fälligkeit 

a) Ein Folgebeitrag wird jeweils zum Monatsersten fällig, in welchem die nächste Versicherungsperiode beginnt. 
b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 

angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 

2. Schadenersatz bei Verzug 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz 
des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung 
a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung eines Folgebeitrags auf dessen 

Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zugang der 
Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag 
die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf die 
Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist. 

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der 
geschuldeten Beträge im Verzug ist. 
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf 
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist 
der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

4. Zahlung des Beitrags nach Kündigung 
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung 
oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die 
Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (Nr. 3 b) bleibt unberührt. 
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§ 24 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat 
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum 
Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht 
widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat 
widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht 
eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer 
hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft eine 
jährliche Beitragszahlung verlangen. 

§ 25 Versicherungsperiode und Zahlungsperiode 
1. In diesem Vertrag ist die Dauer der Versicherungsperiode nach § 12 VVG gleich der Dauer der vereinbarten 

Zahlungsperiode. 

2. Je nachdem, welche Zahlweise oder Zahlungsperiode vereinbart ist, dauert die Versicherungsperiode einen 
Monat, ein Vierteljahr, ein halbes Jahr oder ein Jahr. Bei einem Einmalbeitrag entspricht die 
Versicherungsperiode der Dauer des Vertrags, jedoch höchstens ein Jahr. 

3. Für monatliche Zahlweise ist Voraussetzung, dass die Beiträge per Lastschrift eingezogen werden können. 
Entfällt diese Voraussetzung, gilt vierteljährliche Zahlweise als vereinbart. 

4. Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum von zwölf Monaten. Besteht die vereinbarte 
Vertragsdauer jedoch nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die 
folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre. 
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§ 26 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
1. Allgemeiner Grundsatz 

a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem 
Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in 
dem der Versicherungsschutz bestanden hat. 

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, 
den er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, 
zu dem der Ver- sicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

2. Beiträge oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 
a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu 

widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge zu 
erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des 
Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der 
Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr 
gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem 
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahr- umstände, nach denen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu. 

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der einmalige oder der erste 
Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu. 

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so 
steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu. 

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei 
Beginn der Versicherung nicht besteht oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges 
Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann 
jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der 
Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
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§ 27 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls zu 
erfüllen hat, sind: 
aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften     

(§ 17); 
bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten (§ 17). 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des 
Versicherungsfalls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 
Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die 
Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat. 

2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen; 
bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – 

gegebenenfalls auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 
cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung – gegebenenfalls auch mündlich oder 

telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten; 
dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. 

Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat 
der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 
ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen 

einzureichen; 
gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen 

durch den Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das 
Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu 
einer Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren; 

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft – auf Verlangen in Textform – zu erteilen, die 
zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers 
erforderlich ist, sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang 
der Entschädigungspflicht zu gestatten; 

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet 
werden kann. 

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die 
Obliegenheiten nach Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen 
Umständen möglich ist. 

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder Nr. 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer 

von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, 
soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist. 

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
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§ 28 Gefahrerhöhung 
1. Begriff der Gefahrerhöhung 

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die 
tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher 
wird. 

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher 
Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat (§ 18). 

c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gelten soll. 

2. Pflichten des Versicherungsnehmers 
a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 

Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 

Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 
c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss 

der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer 
a) Kündigungsrecht 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos 
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. Beruht 
die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

b) Vertragsänderung 
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen. 
Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als zehn Prozent oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat 
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, 

wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, 
leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der 
Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die 
Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm 
die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war. 

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 

des Versicherungsfalls oder den Umfang der Leistungspflicht war oder 
bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen 

und eine Kündigung nicht erfolgt war oder 
cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen 

Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangt. 
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§ 29 Überversicherung 
1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der 

Versicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die 
Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens ist für 
die Höhe des Beitrags der Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von 
vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 

2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

§ 30 Mehrere Versicherer 
1. Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die 
Versicherungssumme anzugeben. 

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer 
unter den in § 27 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis 
von der anderen Versicherung erlangt hat.  

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die 

Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe 
der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen 
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrag obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge 
bei demselben Versicherer bestehen. 
Verlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung 
für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen, aus denen die Beiträge errechnet wurden, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass 
aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 

Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des 
Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 
Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und Anpassung des Beitrags 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht. 

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass 
nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall 
die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, 
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und des 
Beitrags verlangen. 
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§ 31 Versicherung für fremde Rechnung 
1. Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und 
nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

2. Zahlung der Entschädigung 
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass 
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 

3. Kenntnis und Verhalten 
a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der 

Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der 
Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, 
wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden 
ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar 
war. 

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 

§ 32 Aufwendungsersatz 
1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens 

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des 
Versicherungsfalls den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte oder die er auf Weisung des Versicherers macht. 

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall 
abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz 
nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven Betrachtung der Umstände 
verhältnismäßig waren oder die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten. 

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) 
entsprechend kürzen. Dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind. 

d) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen nach a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

e) Versichert sind Kosten zur Brandbekämpfung, die der Versicherungsnehmer für geboten halten durfte, 
einschließlich der Kosten für Leistungen der Feuerwehr oder anderer im öffentlichen Interesse zur 
Hilfeleistung verpflichteter Institutionen, soweit diese nicht nach den Bestimmungen über die Aufwendungen 
zur Abwendung und Minderung des Schadens zu ersetzen sind. 
Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im 
öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse 
kostenfrei zu erbringen sind. 

f) Eine vereinbarte Selbstbeteiligung wird bei der Erstattung von Kosten nach Nr. 1a), b) oder e) nicht 
berücksichtigt. 

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens 
a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm 

zu er- setzenden Schadens, sofern diese den Umständen nach geboten waren. 

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur 
ersetzt, so- weit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde. 

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach a) entsprechend 
kürzen. 
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§ 33 Übergang von Ersatzansprüchen 
1. Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des 
Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers 
gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht 
unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und nach Übergang des Ersatzanspruchs 
auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

§ 34 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
1. Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat nach 
Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein. 

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu jedem 
späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des Versicherungsjahres in Textform zu kündigen. 

3. Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

§ 35 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalls 

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des 
Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen. 

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. 

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalls 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen 
versucht. 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch ein rechtskräftiges Strafurteil gegen den 
Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen. 
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§ 36 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 
1. Form 

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, 
sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und 
die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder 
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den 
Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt. 

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem 
Versicherer nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. 

§ 37 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
1. Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen 
entgegenzunehmen betreffend 
a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags, 
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung, 
c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrags und während des Versicherungsverhältnisses. 

2. Erklärungen des Versicherers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren 
Nach- träge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang 
mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine 
Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die 
Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

§ 38 Repräsentanten 
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen. 
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§ 39 Bedingungsanpassungsklausel 
1. Der Versicherer ist berechtigt, die jeweils betroffenen Bedingungen des Versicherungsvertrags zu ändern, zu 

ergänzen oder zu ersetzen (Anpassung), wenn 
a) sich Änderungen bestehender oder Inkrafttreten neuer Rechtsvorschriften unmittelbar auf sie auswirken, 
b) sich die höchstrichterliche Rechtsprechung zu ihnen ändert, 
c) ein Gericht ihre Unwirksamkeit rechtskräftig feststellt oder 
d) sie durch das Versicherungsaufsichts- oder Kartellamt durch bestandskräftigen Verwaltungsakt für mit 

geltendem Recht nicht vereinbar erklärt werden oder gegen Leitlinien oder Rundschreiben dieser Behörden 
verstoßen. 

2. Die Anpassung kommt nur in Betracht für Bedingungen über Gegenstand und Umfang der Versicherung, 
Ausschlüsse, Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nach Vertragsschluss, Beitragsanpassung, 
Vertragsdauer und Kündigung. 

3. Die Anpassung ist nur zulässig, wenn durch die genannten Änderungsanlässe das bei Vertragsschluss zugrunde 
gelegte Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung in nicht unbedeutendem Maße gestört ist. In den Fällen 
der Unwirksamkeit und der Beanstandung einzelner Bedingungen ist die Anpassung darüber hinaus nur dann 
zulässig, wenn die gesetzlichen Vorschriften keine Regelungen enthalten, die an die Stelle der unwirksamen oder 
beanstandeten Bedingungen treten. 

4. Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss zugrunde gelegte Verhältnis zwischen Leistung und 
Gegenleistung bei Gesamtbetrachtung der Anpassung nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geändert 
werden (Verschlechterungsverbot). Die Anpassung muss nach den Grundsätzen einer ergänzenden 
Vertragsauslegung unter Wahrung der beiderseitigen Interessen erfolgen. 

5. Die Anpassungsbefugnis besteht unter den oben genannten Voraussetzungen für im Wesentlichen inhaltsgleiche 
Bedingungen des Versicherers, wenn sich die gerichtlichen und behördlichen Entscheidungen gegen Bedingungen 
anderer Versicherer richten. 

6. Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpassung muss von einem unabhängigen Treuhänder überprüft und 
bestätigt werden. Die Bestimmungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes für die Bestellung eines Treuhänders 
gelten entsprechend. 

7. Die angepassten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer in Textform bekanntgegeben und erläutert. 
Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag bis und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung kündigen. 

§ 40 Verjährung 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 
den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 
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§ 41 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstand 
1. Außergerichtliche alternative Streitbeilegung 

Vor oder anstelle einer Klage kann der Versicherungsnehmer auch die kostenlose alternative Streitbeilegung 
nutzen: 

 
Versicherungsombudsmann e. V. 

Postfach 08 06 32 
10006 Berlin 

 
Weitere Informationen im Internet: www.versicherungsombudsmann.de 

Bei einer Beschwerde gegen den Vermittler (z. B. Makler oder Vertreter) kann der Ombudsmann einen 
Schlichtungsvorschlag unterbreiten. 

Beschwerden gegen den Versicherer sind zulässig bis zu einem Beschwerdewert von 100.000, - € und nur für private 
Verträge des Versicherungsnehmers. Der Ombudsmann spricht eine Empfehlung aus, die bis 10.000, - € für den 
Versicherer bindend ist. 

In jedem Fall steht dem Versicherungsnehmer im Anschluss der gesamte Rechtsweg zu den Gerichten offen. 

2. Versicherungsaufsicht 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des Versicherers nicht zufrieden oder treten 
Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auf, kann er sich auch an die für den Versicherer 
zuständige Aufsicht wenden: 

 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) Sektor Versicherungsaufsicht 

Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 

E-Mail: poststelle@bafin.de 
Tel.: 0228 4108- 0; Fax: 0228 4108-1550 

 

Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden. 

3. Gerichtsstand 
Es gilt der gesetzliche Gerichtsstand. Ausnahme: Wenn der Wohnsitz, gewöhnliche Aufenthalt oder Geschäftssitz 
des Versicherungsnehmers 
– ins Ausland verlegt wurde oder 
– nicht bekannt ist, 
kann der Versicherer ihn auch vor dem für den Sitz des Versicherers zuständigen Gericht verklagen. 

§ 42 Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

§ 43 Embargobestimmung 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem 
keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos 
der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von 
Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland 
entgegenstehen. 
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Teil C: Besondere Bedingungen Wohngebäudeversicherung SHB VGB Exclusiv 2023 (BB SHB VGB Exclusiv 2023) 
Stand 12.2023 

Erläuterungen 
Die nachstehenden Klauseln gelten zusätzlich zu den Allgemeinen Bedingungen Wohngebäudeversicherung (SHB VGB 
Exclusiv 2023) als vereinbart. 

Selbstbeteiligung 
Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um eine ggfs. vereinbarte 
Selbstbeteiligung gekürzt. Dies gilt nicht für Schadenabwendungs- oder Schadenminderungskosten (§ 32 SHB VGB 
Exclusiv 2023).  

Innovationsklausel 
1. Bietet der Versicherer neue Bedingungen mit abweichenden Regelungen zum versicherten Leistungsumfang an, 

so gelten mit Datum ihrer Einführung jeweils die für den Versicherten günstigeren Regelungen. 

2. Ändert die SHB im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versicherungsverträge die „Verbundene 
Wohngebäude Versicherungsbedingungen (VGB)" und/oder die Besonderen Bedingungen zur 
Wohngebäudeversicherung ausschließlich zu Gunsten des Versicherungsnehmers, ohne dass dafür ein 
Zusatzbeitrag berechnet wird, so gelten diese neuen Bedingungen ab ihrem Gültigkeitstag auch für diesen 
Vertrag für alle ab diesem Zeitpunkt neu eintretenden Leistungsfälle. 

Versichererwechsel 
1. Der Versicherer leistet bei einem Wechsel der Versicherung zur SHB Allgemeine Versicherung VVaG für 

Versicherungsfälle, bei denen der genaue Eintrittszeitpunkt und somit auch die Zuständigkeit des jeweiligen 
Versicherers nicht bestimmt werden können. 

2. Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 
a) Für den Versicherungsfall hätte auch beim Vorversicherer Versicherungsschutz bestanden. 
b) Der bei der SHB Allgemeine Versicherung VVaG bestehende Vertrag schließt unmittelbar an den Vorvertrag 

an. 
c) Der Vorvertrag wurde bei der Antragstellung angegeben. 
d) Der Versicherungsnehmer stellt der SHB Allgemeine Versicherung VVaG im Versicherungsfall die 

Bedingungen des Vorvertrags zur Verfügung. 
e) Der Versicherungsnehmer tritt seine Ansprüche gegen den Vorversicherer bei Aufforderung an die SHB 

Allgemeine Versicherung VVaG ab. 

3. Der Versicherer leistet höchstens in dem Umfang, in dem der Vorversicherer bei Ablauf seines Vertrags geleistet 
hätte. Als Schadentag gilt der Beginn des Versicherungsschutzes bei der SHB Allgemeine Versicherung VVaG. 

4. Wenn das Risiko zuvor schon bei einem anderen Unternehmen versichert war und dieser Schutz am Tag vor 
Beginn des Vertrags bei der SHB Allgemeine Versicherung VVaG endete, beginnt der Versicherungsschutz 
lückenlos im Anschluss an den Vorvertrag. 

Rohbauversicherung 
Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsvertrag genannten und im Bau befindlichen versicherten 
Gebäude oder Gebäudeteile. Vertragliche und gesetzliche Erfüllungs- und Gewährleistungsansprüche gegen einen 
Werkunternehmer sind vom Versicherungsnehmer zuvor bei diesem anzumelden, siehe auch § 33 Nr. 2 SHB VGB Exclusiv 
2023. Mitversichert sind die zur Errichtung notwendigen, auf dem Baugrundstück befindlichen Baustoffe, sofern der 
Versicherungsnehmer die Gefahr trägt. 

1. Der Versicherungsschutz besteht beitragsfrei während der Zeit des Rohbaus bzw. der Bauphase bis zur 
bezugsfertigen Herstellung, längstens für den Zeitraum von 24 Monaten, für Schäden durch Brand, Blitzschlag, 
Überspannung durch Blitz, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung, sowie durch eine Überschalldruckwelle. Ein längerer Zeitraum kann vereinbart 
werden. 

2. Sofern Versicherungsschutz für Schäden durch Leitungswasser, Sturm und Hagel sowie weitere 
Elementargefahren vereinbart wurde, besteht für diese Gefahren sobald das versicherte Gebäude 
a) fertig gedeckt ist, 
b) alle Außentüren eingesetzt sind, 
c) alle Fenster verglast oder in anderer Weise gleichwertig verschlossen sind und 
d) keine oder keine ausreichende Entschädigung aus anderweitigen Versicherungen (z. B. 

Bauleistungsversicherung) beansprucht werden kann (Subsidiärdeckung), 
bis zur bezugsfertigen Herstellung beitragsfrei Versicherungsschutz längstens für den Zeitraum von zwei 
Jahren. Nicht versichert sind Frostschäden. 
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Unterbrochene Nutzung (Unbewohntsein) 
Abweichend von § 18 Nr. 1 b) SHB VGB Exclusiv 2023 liegt eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung dann vor, wenn ein 
Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäudes länger als zwölf Monate nicht bewohnt wird. Hiervon unberührt 
bleiben die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nach § 17 SHB VGB Exclusiv 2023 (Sicherheitsvorschriften). 

 

Grobe Fahrlässigkeit 
Abweichend von § 35 Nr. 1 b) SHB VGB Exclusiv 2023 wird sich der Versicherer bei einem Versicherungsfall nicht auf eine 
verschuldensabhängige Leistungsfreiheit wegen grob fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalls berufen. Hiervon 
unberührt bleiben die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nach § 17 SHB VGB Exclusiv 2023 
(Sicherheitsvorschriften) bei unterbrochener Nutzung (Unbewohntsein), was demnach den Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
 

Mutwillige Beschädigung durch unbefugte Dritte (auch Graffiti) 
1. In Erweiterung von § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer die notwendigen Kosten für die Beseitigung 

von Schäden an versicherten Gebäuden (ausgenommen Schaufensterverglasungen) einschließlich unmittelbar 
daran anschließenden Terrassen und außen angebrachtem Gebäudezubehör sowie an sonstigen 
mitversicherten Grundstücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind, die durch einen unbefugten Dritten 
vorsätzlich beschädigt oder zerstört wurden. 

2. Nicht versichert sind Kosten für die Beseitigung von Schäden an versicherten Sachen, wenn die Schäden dadurch 
entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter 
a) in das Gebäude oder in Räume des Gebäudes eingebrochen, eingestiegen oder mittels falscher Schlüssel 

oder anderer Werkzeuge eingedrungen ist; 
b) versucht, durch eine Handlung nach Nr. 2 a) in ein versichertes Gebäude einzudringen. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000, - € begrenzt. 

  



 

Seite 39 von 66 

Innere Unruhen, Streik, Aussperrung 
1. Abweichend von § 1 Nr. 2 b) SHB VGB Exclusiv 2023 sowie in Erweiterung von § 1 Nr. 1 SHB VGB Exclusiv 2023 leistet 

der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch unmittelbare Gewalthandlungen im 
Zusammenhang mit inneren Unruhen, Streik oder Aussperrung zerstört werden, beschädigt werden oder 
abhandenkommen. 
a) Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile des Volkes in einer die öffentliche 

Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und Gewalttätigkeit gegen Personen oder Sachen 
verüben. 

b) Streik ist eine planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, gemeinsame Arbeitseinstellung 
einer verhältnismäßig großen Anzahl von Arbeitnehmern. 

c) Aussperrung ist eine auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig 
großen Anzahl von Arbeitnehmern. 

2. Nicht versicherte Schäden 
a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch Verfügung von hoher Hand. 
b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind, es sei denn, sie entstehen durch Brand, Explosion oder Implosion infolge von inneren 
Unruhen, Streik oder Aussperrung (siehe Nr. 1). 

3. Öffentlich-rechtliche Entschädigungsansprüche 
Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz aufgrund öffentlich-rechtlichen 
Entschädigungsrechts beansprucht werden kann. 

4. Besonderes Kündigungsrecht 
Die Versicherung von Schäden durch innere Unruhen, Streik oder Aussperrung nach Nr. 1 kann während der 
vereinbarten Laufzeit des Versicherungsvertrags vom Versicherungsnehmer oder Versicherer jederzeit ohne 
Einhaltung einer Frist gekündigt werden. Die Kündigung wird sieben Tage nach Zugang wirksam. 

Macht der Versicherer von seinem Kündigungsrecht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den gesamten 
Hauptvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Kündigung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt oder 
mit sofortiger Wirkung kündigen. 

Opfer einer polizeilich angezeigten Straftat 
In Erweiterung von § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer Schäden an versicherten Sachen, die zerstört, 
beschädigt werden oder abhandenkommen. Eine polizeilich angezeigte Straftat an versicherten Sachen ist zum Beispiel 
die mut- oder böswillige Beschädigung und der Diebstahl von versicherten Sachen. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000, - € begrenzt. 

Diebstahl von versicherten Sachen 
Der Versicherer ersetzt Schäden durch den Diebstahl von versicherten Sachen, die außen am versicherten Gebäude 
angebracht waren.  

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000, - € begrenzt. 

Fahrzeuganprall 
In Erweiterung von § 1 Nr. 1 a) SHB VGB Exclusiv 2023 leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die 
durch Anprall eines Fahrzeugs, seiner Teile (auch Anhänger) oder Ladung unmittelbar zerstört oder beschädigt werden. 

Als Fahrzeuganprall gilt jede unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung der versicherten Sachen durch die Berührung 
eines Schienen-, Straßen- oder Wasserfahrzeugs oder einer fahrbaren oder selbstfahrenden Arbeitsmaschine. 

Schäden durch Schalenwild  
Der Versicherer ersetzt Schäden an versicherten Sachen durch wild lebende Tiere, die zum Schalenwild nach § 2 Absatz 
3 Bundesjagdgesetz zählen (zum Beispiel Wildschweine, Rehe oder Rothirsche). Folgeschäden durch Stromausfall sind 
nicht versichert.  

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500, - € und maximal 4 Schäden pro Jahr begrenzt. 

 

Schäden durch wild lebende Wirbeltiere (nicht Schalenwild) am Hauptgebäude 
Der Versicherer ersetzt Schäden am versicherten Hauptgebäude durch unmittelbare Einwirkung von wild lebenden 
Wirbeltieren sofern es kein Schalenwild nach § 2 Absatz 3 Bundesjagdgesetz ist. Folgeschäden durch Stromausfall sind 
nicht versichert.  

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500, - € und maximal 4 Schäden pro Jahr begrenzt. 
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Nebengebäude 
Auf dem Versicherungsgrundstück befindliche freistehende, nicht mit dem Hauptgebäude verbundene Nebengebäude 
mit einer Grundfläche bis jeweils 30 m² sind je Versicherungsfall bis insgesamt 30.000, - € mitversichert. Nicht hierunter 
fallen Gewächshäuser oder als Garage genutzte Gebäude bzw. Carports. 

Grundstücksbestandteile gelten nicht als Nebengebäude im Sinne dieser Bedingungen. 

Gewächshäuser  
Gewächshäuser auf dem Versicherungsgrundstück sind je Versicherungsfall bis 2.500, - € mitversichert. 

Kosten für die Beseitigung von Wespen-, Hornissen-, Bienennestern 
Der Versicherer ersetzt die Kosten für die fachgerechte Beseitigung bzw. Umsiedlung von Wespen-, Hornissen- und 
Bienennestern, sofern sich diese im oder am versicherten Gebäude gemäß B 1 § 6 Nr. 1 a) bis c) VGB 2020 - Standard 
befinden. 

Die Entschädigung hierfür ist je Versicherungsjahr auf 2.000,- € begrenzt. 

Für Wespen-, Hornissen,- oder Bienennester, die bereits vor Vertragsbeginn vorhanden waren, besteht keine 
Kostenübernahme. 

Ebenfalls ausgeschlossen ist die Entschädigung, wenn eine Entfernung bzw. Umsiedlung des Nestes aufgrund von 
rechtlichen Gründen (z. B. Artenschutz) nicht zulässig ist. 
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Weitere Grundstücksbestandteile 
1. In Erweiterung von § 5 Nr. 1 e) SHB VGB Exclusiv 2023 sind weitere fest mit dem Grundstück verbundene 

Grundstücksbestandteile, sofern nicht unter Nr. 2 oder 4 dieser Bedingung aufgeführt, auf dem im 
Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsgrundstück mitversichert. Pflanzen – mit Ausnahme von 
Grundstückseinfriedungen (auch Hecken) – sind nicht versichert. Gebäude und Nebengebäude gelten nicht als 
weitere Grundstücksbestandteile im Sinne dieser Bedingung. 

Als weitere Grundstücksbestandteile zählen beispielhaft: 
– Pergolen und Überdachungen; 
– Hof- und Wegbefestigungen; 
– Terrassen und Freisitze; 
– Grundstückseinfriedungen (auch Hecken); 
– elektrische Freileitungen, Beleuchtungsanlagen; 
– Wäschespinnen; 
– Kinderspielgeräte; 
– Luftwärmepumpenanlagen oder deren Teile; 
– Ständer, Masten, (Satelliten-)Antennen; 
– Hundehütten und -zwinger; 
– Volieren; 
– Pavillons, Palisaden und Sichtschutzwände; 
– Kleinkläranlagen zur Reinigung von häuslichem Abwasser (Schmutzwasser aus Küchen, Waschräumen, 

Badezimmern, Toiletten und ähnlichen Einrichtungen), die sich außerhalb versicherter Gebäude auf dem im 
Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsgrundstück befinden; 

– Gartenbrücken; 
– Gartenhäuser; 
– Gartenbrunnen; 
– Zisternenanlagen; 
– Erdsonden als Teil einer Heizungsanlage. 

2. Unter den nachstehenden Voraussetzungen gelten mitversichert: 
– Kleinwindkraftanlagen (Leistung bis maximal 5 kW); 
– Gartengrill/-kamin, sofern gemauert; 
– Gartenhochbeete und Pflanzkübel, sofern massiv gebaut oder mindestens 50 kg (Leergewicht) schwer; 
– Skulpturen, Figuren und Plastiken, wenn diese fest verankert oder mindestens 50 kg schwer sind und aus 

robustem, für Außenflächen geeignetem Material gearbeitet sind; 
– Schwimmbecken (auch Whirlpools), einschließlich zugehöriger Technik, sofern das Schwimmbecken 

vollständig ins Erdreich eingelassen oder mindestens 50 kg (Leergewicht) schwer ist. Die Abdeckung des 
Schwimmbeckens gilt mitversichert; 

– Schwimmteiche einschließlich zugehöriger Technik; 
– Bienenstöcke und Bienenvölker, die artgerecht auf dem Versicherungsgrundstück gehalten werden. 

3. Die Entschädigung für weitere Grundstücksbestandteile gemäß Nr. 1 und Nr. 2 ist je Versicherungsfall auf 
insgesamt 10.000, - € begrenzt. 

4. Nicht versichert als weitere Grundstücksbestandteile sind: 
– Garagen außerhalb des Wohngebäudes; 
– Carports; 
– Gebäude und Nebengebäude; 
– Mobilheime, Wohnwagen und Bauwagen; 
– Bepflanzungen mit Ausnahme von Grundstückseinfriedungen (auch Hecken); 
– Erdreiche; 
– Ab- und Zuleitungsrohre; 
– Sachen, die überwiegend aus Planen, Stoffen oder Folien bestehen; 
– Photovoltaikanlagen und Solaranlagen. 

Garagen und Carports 
Für Garagen und Carports außerhalb des Gebäudes besteht unter der Voraussetzung Versicherungsschutz, dass sie im 
Versicherungsschein benannt sind. 

Versicherungsschutz besteht dann auch außerhalb des im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsortes bis zu 
einer Entfernung von 500 Metern ohne nähere Angaben des Versicherungsortes. 

Bei einer Entfernung größer 500 Meter ist eine gesonderte Vereinbarung erforderlich. 
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Photovoltaikanlagen 
Für an versicherten Gebäuden (auch Nebengebäuden und Garagen) außen angebrachten Photovoltaikanlagen besteht nur 
unter der Voraussetzung Versicherungsschutz, dass sie im Versicherungsschein ausdrücklich benannt sind und keine 
Entschädigung aus einem anderen Versicherungsvertrag erlangt werden kann. 

Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutzkosten sowie Mehrkosten infolge behördlicher Auflagen und 
Mehrkosten durch Preissteigerungen 
Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutzkosten (§ 7 SHB VGB Exclusiv 2023), Mehrkosten infolge behördlicher 
Auflagen (§ 8 Nr. 1 a) SHB VGB Exclusiv 2023), sowie Mehrkosten aufgrund Preissteigerung (§ 8 Nr. 1 b) SHB VGB 
Exclusiv 2023) sind summarisch (d. h. mit einer gemeinsamen Versicherungssumme) bis zu insgesamt 100 Prozent der 
Versicherungssumme, in der gleitenden Neuwertversicherung Plus die Versicherungssumme 1914, multipliziert mit dem 
im Zeitpunkt des Versicherungsfalls für den Vertrag geltenden Anpassungsfaktor, versichert. 

Transport- und Lagerkosten 
Versichert sind die in Folge eines Versicherungsfalls notwendigen Kosten für Transport und Lagerung versicherter Sachen, 
wenn das versicherte Gebäude unbenutzbar wurde und dem Versicherungsnehmer die Lagerung in einem benutzbaren 
Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten für die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem das Gebäude wieder 
benutzbar oder eine Lagerung in einem benutzbaren Teil des Gebäudes wieder zumutbar ist längstens für die Dauer von 
zwei Jahren. 

Kosten für die Dekontamination von Erdreich 
1. In Erweiterung von § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer die notwendigen und tatsächlich 

angefallenen Kosten, die dem Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen infolge eines 
Versicherungsfalls entstehen, um 
a) Erdreich des im Versicherungsschein bezeichneten Grundstücks zu untersuchen oder zu dekontaminieren 

oder auszutauschen; 
b) den Aushub in die nächstgelegene, geeignete Deponie zu transportieren und dort abzulagern oder zu 

vernichten; 
c) insoweit den Zustand des im Versicherungsschein bezeichneten Grundstücks vor Eintritt des 

Versicherungsfalls wiederherzustellen. 

2. Die Kosten nach Nr. 1 werden nur ersetzt, sofern die behördlichen Anordnungen 
a) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalls erlassen 

waren und 
b) eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Versicherungsfalls entstanden ist; 
c) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versicherungsfalls ergangen sind. Der Versicherungsnehmer ist 

verpflichtet, dem Versicherer den Zugang einer behördlichen Anordnung ohne Rücksicht auf 
Rechtsbehelfsfristen unverzüglich zu melden. Die Rechtsfolgen bei Verletzung dieser Obliegenheit ergeben 
sich aus § 27 SHB VGB Exclusiv 2023. 

3. Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden nur die 
Aufwendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der bestehenden Kontamination notwendigen Betrag 
übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den Versicherungsfall 
aufgewendet worden wäre. 

4. Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder aufgrund sonstiger gesetzlicher oder 
vertraglicher Verpflichtungen werden nicht ersetzt. 

5. Kosten nach Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten nach § 7 Nr. 1 SHB VGB Exclusiv 2023. 

Bewachungskosten 
Versichert sind die Kosten für die Bewachung versicherter Gebäude, wenn in Folge eines Versicherungsfalls 
Schließvorrichtungen und sonstige Sicherungen keinen ausreichenden Schutz bieten. 

Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Schließvorrichtungen oder sonstige Sicherungen wieder voll 
gebrauchsfähig sind; längstens für die Dauer von 14 Tagen. 
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Mehrkosten bei Rückreise 
1. Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden voraussichtlich 5.000 € und ist die Anwesenheit des 

Versicherungsnehmers, dessen Ehe- oder Lebenspartner oder mitreisende Familienangehörige am Schadenort 
notwendig, so ersetzt der Versicherer für eine vorzeitige Rückreise den Fahrtmehraufwand für ein angemessenes 
Reisemittel. Die Angemessenheit richtet sich nach dem benutzten Urlaubsreisemittel und der Dringlichkeit der 
Reise an den Schadensort. Bei einer Rückreise mit der Bahn werden die Mehrkosten für die Fahrt in der 1. Klasse 
ersetzt. 

2. Als Reise gilt jede Abwesenheit des Versicherungsnehmers oder dessen Ehe- oder Lebenspartner vom 
Versicherungsort. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500, - € begrenzt. 

Regiekosten 
Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden 25.000, - € und hat der Versicherungsnehmer keinen Architekten 
beauftragt, ersetzt der Versicherer in Erweiterung von Teil A, § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 die notwendigen und tatsächlich 
entstandenen Kosten für die Koordination, Beaufsichtigung und Betreuung der Wiederherstellungsmaßnahmen infolge 
eines Versicherungsfalls bis 2.500, - €. 

Sachverständigenkosten 
Wenn der entschädigungspflichtige Schaden voraussichtlich 10.000 € übersteigt, ersetzt der Versicherer die durch den 
Versicherungsnehmer nach § 16 Nr. 6 SHB VGB Exclusiv 2023 zu tragenden Kosten des Sachverständigenverfahrens. 

Kosten für die Ermittlung der Schadenursache 
Der Versicherer ersetzt die aufgewendeten Kosten zur Ermittlung und Feststellung der Schadenursache, wenn beim 
Versicherungsnehmer der Verdacht eines dem Grunde nach die Ersatzleistung auslösenden Ereignisses vorliegt, dann 
aber festgestellt wird, dass kein ersatzpflichtiger Schaden gegeben ist. Ausgenommen sind die Kosten für die Ermittlung 
der Schadenursache von Ableitungsrohren der Wasserversorgung außerhalb versicherter Gebäude. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500, - € begrenzt. 

Kosten für provisorische Maßnahmen 
Der Versicherer ersetzt die infolge eines entschädigungspflichtigen Versicherungsfalls notwendigen und tatsächlich 
angefallenen Kosten für provisorische Maßnahmen, die zum Schutz versicherter Sachen oder zur Aufrechterhaltung der 
Wasser- und Stromversorgung dienen. Die provisorischen Maßnahmen müssen in einem angemessenen Verhältnis zum 
Schaden stehen. 

Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen 
Der Versicherer ersetzt auch Kosten, die dadurch entstehen, dass durch Eintritt des Versicherungsfalls eine Gefahr 
innerhalb des Versicherungsortes oder in unmittelbarer Nachbarschaft entsteht, zu deren Beseitigung der 
Versicherungsnehmer aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften verpflichtet ist (z. B. Absperren von Straßen, Wegen, 
Grundstücken). 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000, - € begrenzt. 

Hotelkosten 
1. In Erweiterung von § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer die Hotelkosten oder die Kosten für eine 

andere Unterbringung, wenn die vom Versicherungsnehmer ständig bewohnten Wohnräume infolge eines 
Versicherungsfalls unbewohnbar wurden und dem Versicherungsnehmer auch die Beschränkung auf einen 
bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. 

2. Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnräume wieder bewohnbar sind; längstens für die 
Dauer von zwei Jahren. 

3. Die Entschädigung ist pro Tag auf 250, - € begrenzt. 
Hotelkosten werden nur ersetzt, soweit keine Entschädigung aus einem anderen Versicherungsvertrag oder für 
Mietwert nach § 9 Nr. 1 b) SHB VGB Exclusiv 2023 beansprucht werden kann. 

Mietausfall, Mietwert 
In Erweiterung von § 9 Nr. 2 SHB VGB Exclusiv 2023 wird der Mietausfall oder Mietwert höchstens für 24 Monate seit dem 
Eintritt des Versicherungsfalls ersetzt. 
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Mehrkosten für behördlich nicht angeordnete energetische Modernisierung 
1. In Erweiterung von § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer bei der Wiederherstellung der versicherten 

und von einem erheblichen Versicherungsfall betroffenen Gebäudeteile auch Mehrkosten für behördlich nicht 
vorgeschriebene energetische und tatsächlich durchgeführte Modernisierungsmaßnahmen, soweit diese für 
Neubauten dem Stand der Technik entsprechen. 

2. Soweit Maßnahmen nach Nr. 1 bereits vor Eintritt des Versicherungsfalls in Auftrag gegeben wurden, werden 
diese Kosten nicht ersetzt. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10% der Schadenshöhe begrenzt, jedoch nicht mehr als  
10.000, - €. 

Psychologische Erstberatung 
1. In Erweiterung von § 7 SHB VGB 2023 ersetzt der Versicherer die Kosten für eine psychologische Erstberatung 

bzw. Behandlung wegen eines erheblichen Versicherungsfalles nach § 1 SHB VGB 2023, die vom 
Versicherungsnehmer oder mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen bis spätestens sechs Monate 
nach dem Schadeneintritt beantragt wurde. Die Kosten der Behandlung werden längstens für ein Jahr ab Beginn 
der Behandlung übernommen. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 10.000, - € 
übersteigt. 

 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf die Kosten von 
Behandlungen, die bereits vor Eintritt des Versicherungsfalls begonnen haben bzw. beantragt oder vereinbart 
waren. 

2. Erstattet werden die Kosten für eine Erstberatung und Behandlung bei auf dem Gebiet der Psychiatrie, 
Psychotherapie, Neurologie oder Psychosomatik ausgebildeten und zertifizierten Ärzten oder Therapeuten, 
soweit diese Kosten nicht anderweitig erstattet werden. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000, - € begrenzt. 

Kosten für die Müllentsorgung aus den versicherten Gebäuden und Desinfektion nach Auszug von Messies 
1. Der Versicherer ersetzt die unmittelbar aus einer Vermüllung entstandenen Renovierungs-, Aufräumungs-, 

Aufbewahrungs-, Entsorgungs- und Schädlingsbekämpfungskosten. Vermüllung ist das irrationale Horten von 
Sachen, bei dem der Wohnraum zugestellt ist und sich daraus Probleme bis hin zur Unbewohnbarkeit der 
Wohnung ergeben. 

2. Ein Anspruch auf Entschädigung besteht nur bei Beendigung des Mietverhältnisses, wenn der Mieter ausgezogen 
ist und soweit kein Schadenersatz aus der hinterlegten Kaution oder einem anderen Vertrag erlangt werden 
kann. 

3. Aufbewahrungskosten werden längstens für drei Monate bezahlt. 

4. Die Entschädigung ist auf 5.000, - € begrenzt. 

Falschalarm eines Gefahrenmelders (Rauch-, Gas-, oder Wassermelder, sowie Einbruchmeldeanlage) 
1. In Erweiterung von § 1 Nr. 1 und § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer Kosten, die entstehen, wenn der 

Alarm (auch Falschalarm) eines Gefahrenmelders unmittelbar oder mittelbar zu einem Einsatz z. B. von Polizei 
oder Feuerwehr führt. 

2. Ersetzt werden außer den Kosten des Einsatzes auch Kosten zur Beseitigung von Schäden an versicherten 
Sachen, die dadurch entstehen, dass aufgrund des Alarms gewaltsam Zugang in das versicherte Gebäude bzw. 
dessen Wohnungen verschafft wurde. 

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000, - € begrenzt. 

Kosten für die Beseitigung von Aufbruchschäden zur Rettung von Leben 
In Erweiterung von § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer die notwendigen und tatsächlich angefallenen 
Kosten für die Beseitigung von Schäden an versicherten Sachen, die dadurch entstehen, dass sich Rettungskräfte oder 
Ersthelfer zur Rettung von Leben gewaltsam Zugang zum Gebäude bzw. dessen Wohnungen verschafft haben. 

Reparatur an Rohren der Gasversorgung innerhalb und außerhalb des Gebäudes 
In Erweiterung von § 1 SHB VGB Exclusiv 2023 leistet der Versicherer Entschädigung für innerhalb von Gebäuden 
eintretende sonstige Bruchschäden an Rohren der Gasversorgung. 

Versicherungsschutz besteht außerdem für außerhalb von Gebäuden eintretende sonstige Bruchschäden an Rohren der 
Gasversorgung, sofern diese Rohre auf dem Versicherungsgrundstück verlegt sind und soweit der Versicherungsnehmer 
dafür die Gefahr trägt und außerdem die Reparaturkosten nicht durch das Versorgungsunternehmen zu tragen sind. 
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Gebäudeschäden durch unbemerkten Tod  
1. Der Versicherer ersetzt die erforderlichen und tatsächlich angefallenen Kosten für die Reparatur oder 

Instandsetzung von Schäden am versicherten Gebäude, wenn diese durch den unbemerkten Tod einer Person 
entstanden sind. 

2. Zusätzlich versichert sind die erforderlichen und tatsächlich angefallenen Kosten für: 
a) die Desinfektion der betroffenen Gebäudeteile, 
b) das Öffnen der betroffenen Wohnung durch einen Schlüsseldienst, 
c) die Reparatur der durch Polizei oder Feuerwehr verursachten Schäden an Fenstern oder Türen. 

3. Nicht versichert ist der Mietausfall. 

4. Ein Anspruch auf Entschädigung besteht nur in dem Umfang, in dem kein Schadenersatz aus einer hinterlegten 
Kaution oder einem anderen Vertrag erlangt werden kann. 

5. Die Entschädigung ist auf 5.000, - € begrenzt. 

Gasverlust 
In Erweiterung von § 7 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer den Mehrverbrauch von Gas, der infolge eines 
Versicherungsfalls nach § 1 SHB VGB Exclusiv 2023 entsteht und den das Versorgungsunternehmen in Rechnung stellt. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500, - € begrenzt.  

Aufräumungskosten für Bäume und Sträucher 
§ 7 SHB VGB Exclusiv 2023 wird wie folgt erweitert: 

Der Versicherer ersetzt die notwendigen und tatsächlich angefallenen Kosten, um Bäume sowie Sträucher von dem 
Versicherungsgrundstück zu entfernen, abzutransportieren und zu entsorgen. Dies gilt auch für Bäume und Sträucher des 
Versicherungsgrundstücks, die auf das Nachbargrundstück fallen. 

Folgende Voraussetzung muss erfüllt sein: 

Diese Bäume und Sträucher sind in Folge einer versicherten Gefahr umgestürzt, abgeknickt oder derart beschädigt, dass 
sie entfernt werden müssen. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000, - € begrenzt. 

Kosten für die Wiederaufforstung von Bäumen und Sträuchern durch Jungpflanzen 
§ 7 SHB VGB Exclusiv 2023 wird wie folgt erweitert: 

Der Versicherer ersetzt die notwendigen und tatsächlich angefallenen Kosten für die Wiederaufforstung von Bäumen und 
Sträuchern auf dem Versicherungsgrundstück. 

Folgende Voraussetzung muss erfüllt sein: 

Diese Bäume und Sträucher sind in Folge einer versicherten Gefahr umgestürzt, abgeknickt oder derart beschädigt, dass 
sie entfernt werden müssen. 

Ersetzt werden die notwendigen Kosten für die Wiederaufforstung durch handelsübliche Jungpflanzen. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000, - € begrenzt. 
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Bestleistungsgarantie  
1. Bietet zum Zeitpunkt des Schadeneintritts ein Versicherer im deutschen Markt der Wohngebäudeversicherung 

einen umfangreicheren Deckungsschutz an, werden wir im Schadenfall 
– den Versicherungsschutz im Rahmen der versicherten Gefahren und Schäden der Wohngebäude-

versicherung (§ 4 SHB VGB Exclusiv 2023) erweitern; 
– Entschädigungsgrenzen entsprechend erhöhen; 
– Selbstbeteiligungen reduzieren bzw. entfallen lassen, es sei denn, es handelt sich um eine individuell am 

Vertrag vereinbarte oder durch die Wahl eines entsprechenden Tarifmerkmals vereinbarte 
Selbstbeteiligung. 

Der Versicherer mit dem umfangreicheren Deckungsschutz muss in Deutschland zum Betrieb zugelassen sein 
und das Produkt bzw. der Tarif muss als für jedermann zugängliche Wohngebäudeversicherung angeboten 
werden. Diese Erweiterungen des Versicherungsschutzes gemäß den oben genannten Bedingungen gelten 
jedoch nur für Schäden, die innerhalb eines Zeitraums von 3 Jahren, ab Versicherungsbeginn, eingetreten sind. 

2. Best-Leistung gilt für die Leistungserweiterungen eines anderen Versicherers gemäß 1. 
– für die von diesem kein Zusatzbeitrag erhoben wird; 
– die in Höhe und Umfang nicht auch bei uns versicherbar sind. Dies gilt auch für Leistungserweiterungen, für 

die wir einen Zuschlag erheben. 

3. Best-Leistung gilt nicht für 
– Leistungserweiterungen einer Allgefahrendeckung; 
– folgende Elementargefahren: Überschwemmung oder Überflutung, Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, 

Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch. 
– vorsätzliche Herbeiführung des Versicherungsfalles. Hierbei müssen Sie sich das Verhalten Ihrer 

Repräsentanten (s. § 34 SHB VGB Exclusiv 2023) zurechnen lassen. 

- Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand  

- Schäden durch Kernenergie oder nukleare Strahlung  

- Schäden durch Sturmflut 

- Schäden durch Grundwasser 

- Deckungsumfang anderer Versicherer in Form von Unbenannten Gefahren 

- Berufliche gewerbliche Risiken 

- Assistanceleistungen  

- Leitungswassersystem zur Entsorgung (Ableitungsrohre) 

- Schäden durch Insekten oder Schädlingen und durch Schwamm und holzzerstörende Pilze 

4. Sie müssen die weitergehenden Leistungen des anderen Versicherers im Zeitpunkt des Schadens nachweisen. 
Als Nachweis können die Versicherungsbedingungen (einschl. besonderer Bedingungen und Klauseln) sowie 
die Risikobeschreibungen des anderen Versicherers dienen, auf dessen Deckungsumfang Sie sich berufen. 

5. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200.000, - € begrenzt. Es gilt mindestens ein Selbstbehalt in Höhe 
von 250, - € als vereinbart. Es gelten die Regelungen zur Entschädigungsberechnung (s. § 25 SHB VGB Exclusiv 
2023) und zur Unterversicherung (s. § 26 SHB VGB Exclusiv 2023). 

6. Teil-Kündigungsmöglichkeit: Die Klausel kann ohne Aufhebung des Gesamtvertrages von beiden 
Vertragspartnern ohne Angaben von Gründen in Textform, unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
gekündigt werden.  

Rauch und Ruß 
1. In Erweiterung von § 2 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer auch Schäden, die durch plötzlichen und 

bestimmungswidrigen Austritt von Rauch und Ruß aus einer Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder Trockenanlage 
innerhalb des Versicherungsorts entstanden sind. 

2. Rauch ist ein bei der Verbrennung entstehendes Gemisch von Gasen und feinstverteilten Feststoffen. Ruß ist ein 
bei unvollständigen Verbrennungsprozessen entstehender, aus sehr kleinen Teilchen bestehender, Feststoff. 

3. Nicht versichert sind Schäden, die durch allmähliche Einwirkung von Rauch und Ruß entstehen (z. B. Fogging). 

Seng- und Schmorschäden 
In Erweiterung von § 2 Nr. 2 und Nr. 9 b) SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer auch Seng- und Schmorschäden, die 
nicht durch einen Brand, jedoch innerhalb des Versicherungsgrundstücks entstanden sind.  
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Leckortungskosten bei nichtversicherten Schäden 
Der Versicherer ersetzt auch Such- und Leckortungskosten bei Nässeschäden an versicherten Gebäuden, sofern kein 
Versicherungsfall und/oder keine Ursächlichkeit festgestellt wurde.  

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500, - € begrenzt. 

Auftaukosten  
Der Versicherer ersetzt die Kosten für das Auftauen von Zu- oder Ableitungsrohren und angeschlossenen Einrichtungen 
innerhalb des versicherten Gebäudes zur Verhinderung eines Leitungswasserschadens nach § 3 SHB VGB Exclusiv 2023. 

Anbaumöbel und -küchen 
1. In Erweiterung von § 5 Nr. 1 b SHB VGB Exclusiv 2023 leistet der Versicherer Entschädigung für Anbaumöbel und 

-küchen, die serienmäßig produziert und nicht individuell für das Gebäude gefertigt, sondern lediglich mit 
einem geringen Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse angepasst worden sind. 

2. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, 
a) dass es sich nicht um eine vom Gebäudeeigentümer genutzte Wohnung handelt; 
b) der Gebäudeeigentümer die Anbaumöbel und/oder -küchen auf seine Kosten beschafft hat und die Gefahr 

trägt; 
c) dass der Versicherungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag keinen oder keinen vollständigen 

Ersatz beanspruchen kann (Subsidiärdeckung). 

Armaturen 
Mitversichert ist der notwendige Austausch von Armaturen bei einem bedingungsgemäßen Versicherungsfall nach § 3 Nr. 
1 SHB VGB Exclusiv 2023. 

In Erweiterung von § 3 Nr. 1 b) aa) SHB VGB Exclusiv 2023 sind Bruchschäden an Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, 
Ventile, Wassermesser), auch wenn diese nicht durch Frost verursacht wurden, bis zu 2.500, - € je Versicherungsfall 
versichert. Ausgeschlossen sind Bruchschäden an bereits defekten Armaturen. 

Kosten für den Verlust von wärmetragenden Flüssigkeiten (Heizungs- und Klimaanlagen) 
Mitversichert sind die Kosten für den Verlust von wärmetragenden Flüssigkeiten wie Sole, Öle, Kühlmittel, Kältemittel 
soweit ein ersatzpflichtiger Leitungswasserschaden im Sinne von § 3 SHB VGB Exclusiv 2023 entstanden ist. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000, - € begrenzt. 

Wasser-, Gas- und Heizölverlust sowie Stromverlust aus Stromspeichern  

Das sind Kosten, die dadurch entstehen, dass Wasser, Gas oder Heizöl wegen eines Versicherungsfalls bestimmungswidrig 
ausgetreten sind. Hierzu gehören auch Mehrkosten für Abwasser. Erstattet werden auch die Kosten für den Stromverlust 
aus Stromspeichern. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500, - € begrenzt. 

Erweiterte Versicherung von Rohren einer Regenwassernutzungsanlage (Zisterne) 
1. In Erweiterung von § 3 Nr. 2 SHB VGB Exclusiv 2023 leistet der Versicherer auch Entschädigung für außerhalb von 

Gebäuden eintretende 
a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an den unterirdisch verlegten Rohren der Zisternenanlage, soweit 

– diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude dienen, 
– die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden. 
Sofern es sich um Zuleitungsrohre der Zisterne handelt, besteht Versicherungsschutz ab dem 
Regenwasserfilter. Der Regenwasserfilter selbst ist nicht mitversichert; 

b) frostbedingte Bruchschäden an Tanks und Regenwasserfilter von Zisternenanlagen. 

2. Nässeschäden 
In Erweiterung von § 3 Nr. 3 SHB VGB Exclusiv 2023 steht Wasser, das aus den nach Nr. 1 versicherten Rohren 
oder der Zisterne selbst austritt, Leitungswasser gleich. 

Erweiterte Versicherung von Wasserzuleitungs- und Heizungsrohren außerhalb versicherter Gebäude (auf und 
außerhalb des Versicherungsgrundstücks) 
In Erweiterung von § 3 Nr. 2 SHB VGB Exclusiv 2023 sind Frost- und sonstige Bruchschäden an Wasserzuleitungs- und 
Heizungsrohren versichert, die auf oder außerhalb des Versicherungsgrundstück verlegt sind soweit der 
Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall bis zur vereinbarten Versicherungssumme begrenzt.  
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Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren außerhalb versicherter Gebäude (auf und außerhalb des 
Versicherungsgrundstücks) 

1.  In Erweiterung von § 3 Nr. 2 SHB VGB Exclusiv 2023 sind Frost- und sonstige Bruchschäden an Ableitungsrohren 
der Wasserversorgung außerhalb versicherter Gebäude auf und außerhalb des Versicherungsgrundstücks 
versichert, soweit diese Rohre der Entsorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen und soweit der 
Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt. 

2. Kein Bruchschaden liegt vor, wenn Dichtungen undicht werden, Rohrstücke ihre Lage verändert haben 
(Muffenversatz) oder wenn Wurzeln in die Rohre oder deren Verbindungen hineingewachsen sind, ohne dass die 
Rohre in ihrer Substanz beschädigt (gebrochen) sind (Wurzeleinwuchs). 

Versicherungsschutz besteht außerdem nicht für Kosten einer vorsorglich durchgeführten oder behördlich 
angeordneten Untersuchung von Rohren ohne konkreten Schadenverdacht. Erfolgt eine Untersuchung 
aufgrund eines konkreten Schadenverdachts, werden nur die Kosten für die Lokalisierung und Beseitigung eines 
versicherten Bruchschadens ersetzt. 

3. Die Entschädigung für Ableitungsrohre, nach Nr. 1., innerhalb des Versicherungsgrundstücks, ist bis zur Höhe der 
Versicherungssumme begrenzt.  

4. Die Entschädigung für Ableitungsrohre, nach Nr. 1., außerhalb des Versicherungsgrundstücks ist auf 15.000, - 
begrenzt.   
 

Rohrverstopfung nach Leitungswasserschaden 
Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Leitungswasser versichert ist, die Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen 
an Rohren der Wasserversorgung innerhalb versicherter Gebäude, sofern diese Rohrverstopfung ursächlich für einen 
versicherten Leitungswasserschaden gewesen ist. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500, - € begrenzt. 

 

Verstopfung von Ableitungs- und Regenfallrohren innerhalb von Gebäuden  
1. In Erweiterung von §3 SHB VGB Exclusiv 2023 sind die notwendigen angefallenen Kosten für die Beseitigung von 

Verstopfungen von Ableitungsrohren innerhalb versicherter Gebäude sowie auf dem Versicherungsgrundstück 
mitversichert. 

2. Weiterhin sind in Erweiterung von § 3 SHB VGB Exclusiv 2023 die notwendigen angefallenen Kosten für die 
Beseitigung von Verstopfungen von Regenfallrohren innerhalb versicherter Gebäude mitversichert. 

3. Diese Leistung gilt subsidiär.  

4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000, - € begrenzt.  

 

Wasseraustritt aus Schwimmbecken, Zimmerbrunnen, Wassersäulen oder Terrarien 
In Erweiterung von § 3 Nr. 3 SHB VGB Exclusiv 2023 gilt als Leitungswasser auch Wasser, das aus Schwimmbecken, 
Zimmerbrunnen, Wassersäulen oder Terrarien bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

Wir leisten eine Entschädigung bis zur Höhe der Versicherungssumme. 

 

Nässeschäden aufgrund undichter Fugen oder Fliesen 
Abweichend von §3.4 kk) SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer Schäden durch bestimmungswidrigen 
Wasseraustritt aus einem verfugten und verfliesten Bereich, der unmittelbar an eine mit dem Rohrsystem verbundene 
Einrichtung angrenzt. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall bis zur Versicherungssumme begrenzt.  
 
Radioaktive Isotope 
Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sachen, die als Folge eines unter die Versicherung fallenden 
Schadenereignisses durch auf dem Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, betriebsbedingt vorhandene oder 
verwendete radioaktive Isotope entstehen, insbesondere Schäden durch Kontamination und Aktivierung. Dies gilt nicht 
für radioaktive Isotope von Kernreaktoren.  
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Unbenannte Gefahren 
1. Versicherte Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch eine plötzliche, unvorhergesehene, von 
außen einwirkende Ursache zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen. Unvorhergesehen sind 
Schäden, die der Versicherungsnehmer weder rechtzeitig vorhergesehen hat, noch hätte vorhersehen können.  

2. Ausschlüsse 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf: 
a) Schäden, die bei der SHB Allgemeine Versicherung VVaG gegen Prämienzuschlag versicherbar sind (z. B. über 

weitere Naturgefahren (Elementargefahren), über das Paket Photovoltaik oder über das Paket Haustechnik); 
b) Schäden, die im Rahmen dieser Versicherungsbedingungen explizit ausgeschlossen sind; 
c)  Vom Versicherungsnehmer oder dessen Repräsentanten vorsätzlich herbeigeführte Schäden; 
d) Schäden durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vorhanden waren und dem 

Versicherungsnehmer oder dessen Repräsentant bekannt sein mussten; 
e) Schäden durch Krieg oder kriegsähnliche Ereignisse jeder Art sowie Schäden durch hoheitliche Eingriffe oder 

behördliche Anordnungen; 
f) Schäden durch Kernenergie oder radioaktive Strahlung, jedoch sind Schäden durch auf dem 

Versicherungsgrundstück befindliche radioaktive Isotope mitversichert; 
g) Schäden durch natürliche oder mangelhafte Beschaffenheit, Konstruktions- und Planungsfehler, 

Verseuchung oder Vergiftung; jedoch sind mitversichert Schäden durch Verseuchung oder Vergiftung als 
Folge von Brand, Blitzschlag, Explosion oder Anprall von Luftfahrzeugen, deren Teile oder Ladung; 

h) Schäden durch Reißen, Setzen, Schrumpfen oder Dehnen der versicherten Gebäude, Gebäudebestandteile 
und Fundamente einschließlich Hof- und Gehsteigbefestigungen aufgrund von baulichen oder statischen 
Mängeln sowie Verstößen gegen bauliche Vorschriften; 

i) Schäden an Maschinen und technischen Einrichtungen, die entweder ohne äußere Einwirkung oder durch 
deren Bedienung, Wartung, Umbau und Reparatur entstehen; 

j) Ausfall oder Fehlfunktion von EDV- oder elektronisch gesteuerten Anlagen der Energieversorgung, der Klima-, 
Mess- oder Regeltechnik; 

k) Schäden an versicherten Sachen durch Bearbeitung; 
l) Schäden durch allmähliche Einwirkungen auf versicherte Sachen, unabhängig von der Ursache oder 

mitwirkenden Umständen; 
m) Schäden durch normale oder vorzeitige Abnutzung, Alterung, Verschleiß, Rost, Korrosion und Erosion, 

jedoch sind versichert Schäden durch Rohrbruch; 
n) Schäden durch Verderb, Verfall, Ungeziefer, Fäulnis, Schwamm, Pilz, Substanzverlust, Verfärbung oder 

Strukturveränderung, es sei denn, es handelt sich um einen Folgeschaden eines versicherten Ereignisses; 
o) Schäden an versicherten Sachen, solange das versicherte Gebäude nicht bezugsfertig ist; 
p) Schäden durch Sturmflut; 
q) Schäden durch Rückstau von Wasser aus Rohren der öffentlichen Abwasserkanalisation, es sei denn, es 

handelt sich um einen Folgeschaden eines versicherten Ereignisses; 
r) Bruchschäden an Zu-/Ableitungsrohren, die außerhalb des Versicherungsortes verlegt sind und nicht der 

Ver- und Entsorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen oder für die der Versicherungsnehmer die 
Gefahr nicht trägt; 

s) Schäden durch Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgemäß 
geschlossene Fenster oder Außentüren oder durch andere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen 
durch ein versichertes Ereignis entstanden sind und einen Gebäudeschaden darstellen; 

t) Schäden an und durch Bau- und Montageleistungen, jedoch sind mitversichert Schäden durch Brand, 
Blitzschlag, Explosion und Anprall von Luftfahrzeugen, deren Teile oder Ladung, Leitungswasser, 
Sturm/Hagel; 

u) Schäden, die durch Fahrzeuge verursacht werden, die vom Versicherungsnehmer, seinen Repräsentanten, 
Mietern, deren Besuchern oder sonstigen im Gebäude berechtigt anwesenden Personen betrieben werden; 

v) Schäden durch einfachen Diebstahl versicherter Sachen. 

3. Selbstbeteiligung 
Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um die vereinbarte 
Selbstbeteiligung von 300, - € gekürzt. 
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Anprall/Absturz unbemannter Flugkörper 
In Erweiterung von SHB VGB Exclusiv 2023 leistet der Versicherer Entschädigung auch für Schäden durch Anprall oder 
Absturz eines unbemannten Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung. 

Silvesterraketen und -feuerwerk sowie geworfene Objekte zählen nicht zu den unbemannten Flugkörpern. 

 
Bruchschäden an Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuchen 
In Erweiterung von § 3.1 SHB VGB Exclusiv 2023 sind geplatzte Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuche 
mitversichert. 

Wiederaufbau bei Totalschaden an einem anderen Ort  
1. In Erweiterung von § 11 SHB VGB Exclusiv 2023 ersetzt der Versicherer in der Gleitenden Neuwertversicherung 

die Wiederherstellung der versicherten Sache in gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand (Neuwert), wenn 
im Totalschadenfall der Versicherungsnehmer die versicherte Sache mit gleicher Zweckbestimmung an einem 
anderen Ort innerhalb der Bundesrepublik Deutschland wiederherstellt. 

2. Die Entschädigung ist auf die tatsächlich angefallenen und nachgewiesenen Kosten beschränkt, maximal bis zur 
Höhe der vereinbarten Versicherungssumme.  

  



 

Seite 51 von 66 

Summen- und Konditionsdifferenzdeckung 

1. Vertragsgrundlage/Gegenstand der Differenzdeckung 
Es wird vorausgesetzt, dass für das zu versichernde Risiko bereits bei einem anderweitigen Versicherer 
gleichartiger Versicherungsschutz besteht. Der Versicherungsschutz aus dem anderweitigen Vertrag geht bis zu 
dessen Ablauf dem Versicherungsschutz aus diesem Vertrag vor. Die Differenzdeckung ist eine Anschlussdeckung 
zu Ihrem bei einem anderweitigen Versicherer bestehenden Vertrag. Sie ergänzt den Versicherungsschutz Ihrer 
anderweitigen Versicherung in nachstehend beschriebenem Umfang. 

2. Umfang der Differenzdeckung 
a) Die Differenzdeckung leistet für solche Schadenereignisse, die in der anderweitig bestehenden Versicherung 

nicht oder nicht im vollen Umfang versichert sind, bis zur Höhe des im vorliegenden Vertrag vereinbarten 
Versicherungsschutzes, abzüglich vertraglich vereinbarter und sonstiger erbrachter Leistungen aus der 
anderweitig bestehenden Versicherung. 

b) Maßgeblich für die vertraglich vereinbarten Leistungen aus der anderweitig bestehenden Versicherung ist 
der Umfang des Versicherungsschutzes des anderen Vertrages, der zum Zeitpunkt der Antragstellung der 
Differenzdeckung bestanden hat. Nachträglich vorgenommene Änderungen an der anderweitig bestehenden 
Versicherung bewirken keine Erweiterung der Differenzdeckung. 

c) Die Differenzdeckung tritt nicht ein für Leistungen, die durch die anderweitig bestehende Versicherung nicht 
erbracht wurde, weil 
ca) Sie mit der Zahlung des Beitrages in Verzug waren oder der anderweitige Versicherer sich wegen 

vorsätzlicher Verletzung einer Obliegenheit oder arglistigen Verhaltens Ihrerseits auf seine 
Leistungsfreiheit beruft;  

cb) grob fahrlässiges Verhalten zu einer Leistungskürzung entsprechend der Schwere Ihres Verschuldens 
geführt hat; 

cc) zwischen Ihnen und dem anderweitigen Versicherer ein Vergleich stattgefunden hat; 
cd) aufgrund fehlender Nachweise über die Schadenhöhe lediglich eine pauschale Entschädigung erbracht 

wurde. Leistungen aus der Differenzdeckung werden dann nur insoweit erbracht, wie sie entstanden 
wären, wenn keiner der vorgenannten Gründe zur Leistungskürzung oder Ablehnung vorgelegen hätte. 

Ferner wird keine Entschädigung geleistet, wenn zum Zeitpunkt der Antragstellung der Differenzdeckung keine 
anderweitige Versicherung bestanden hat. 

3. Besondere Obliegenheiten 
In Erweiterung der vertraglich vereinbarten Obliegenheiten gilt für die Differenzdeckung: 

a) Sie haben Unterlagen über den zum Zeitpunkt der Antragstellung maßgeblichen Versicherungsumfang der 
anderweitig bestehenden Versicherung zu beschaffen und aufzubewahren und auf Verlangen einzureichen. 

b) Sie haben bei und nach Eintritt eines Versicherungsfalles zunächst dem Versicherer der anderweitig 
bestehenden Versicherung den Schadeneintritt anzuzeigen und dort Ihre Ansprüche geltend zu machen. 

Sobald Sie von dem anderweitigen Versicherer informiert werden, dass ein gemeldeter Schadenfall dort nicht 
oder nicht in vollem Umfang unter die Leistungspflicht fällt, haben Sie uns den Schadenfall unverzüglich 
anzuzeigen. 

4.  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
a) Verletzen Sie eine Obliegenheit nach Ziffer 3 vorsätzlich, so sind wir von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit sind wir berechtigt, unsere Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere Ihres Verschuldens entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit haben 
Sie zu beweisen. 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung sind wir jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit Sie 
nachweisen, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich ist. 

c) Verletzen Sie eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, 
sind wir nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben. 
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5. Dauer der Differenzdeckung/Umstellung auf vollen Versicherungsschutz 
a) Der vorliegende Vertrag wird zu dem im Versicherungsschein genannten Ablauftermin der anderweitig 

bestehenden Versicherung durch den Wegfall der Bestimmungen über die Differenzdeckung auf den vollen 
Versicherungsschutz im Rahmen dieses Vertrages umgestellt. Endet die anderweitig bestehende 
Versicherung vor dem genannten Ablauftermin, erhalten Sie vollen Versicherungsschutz im Rahmen dieses 
Vertrages, wenn Sie uns die vorzeitige Beendigung der anderweitig bestehenden Versicherung unverzüglich 
in Textform mitteilen. 

b) Der für die Differenzdeckung vereinbarte Beitrag gilt bis zur Beendigung der anderweitig bestehenden 
Versicherung, längstens jedoch bis zu dem im Versicherungsschein genannten Ablauftermin des 
anderweitigen Vertrages. Ab dem Zeitpunkt der Umstellung unseres Vertrages auf den vollen 
Versicherungsschutz ist der hierfür zu zahlende Beitrag zu entrichten. 

Besitzstandsgarantie  

1. Besitzstandsgarantie  
Der Versicherer leistet für Schäden, die im Rahmen des vereinbarten Vertrages nicht oder hinsichtlich der 
Entschädigungsgrenzen nicht vollständig eingeschlossen sind, jedoch über den Gebäudeversicherungsvertrag 
des unmittelbaren Vorvertrages prämienneutral mitversichert waren.  
Als unmittelbarer Vorvertrag gelten Verträge, die  

aa) denselben Versicherungsnehmer aufweisen und deutschem Recht unterliegen.  
bb) mindestens ein volles Versicherungsjahr bestanden haben und maximal 3 Monate vor Vertragsbeginn 

dieses Vertrages beendet wurden.  
cc) nicht vom Vorversicherer gekündigt oder im beiderseitigen Einvernehmen beendet worden sind.  

2. Umfang der Leistungen 
Den Nachweis (in Form der Bedingungen und Klauseln) über die anderweitige Mitversicherung muss der 
Versicherungsnehmer führen. Der Umfang der Mitversicherung richtet sich nach den Regelungen des für die 
Mitversicherung nachgewiesenen Vertrages. Die Entschädigungsleistung ist in jedem Fall auf die bei der SHB 
Allgemeine Versicherung VVaG vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. Generell zum Vertrag vereinbarte 
Selbstbeteiligungen sowie bedingungsgemäße Regelung zur Entschädigungsberechnung, Unterversicherung 
bleiben unberührt.  

3.  Ausschlüsse 
Die Bestandsgarantie gilt nicht für:  
a) Schäden aufgrund vorsätzlicher Handlungen durch den Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in 

häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen sowie berufliche und gewerbliche Risiken.  
b) Schäden, die bei der SHB Allgemeine Versicherung VVaG 

aa) über prämienpflichtige Klauseleinschlüsse der Gebäudeversicherung SHB VGB Exclusiv 2023 
bb) oder über Glas, Feuer, Leitungswasser, Sturm-/Hagel- oder erweiterten 

Elementarschadenversicherungen gedeckt werden können oder dort ausgeschlossen sind. 
 

Beratungskosten für nachhaltige Technologie 
Der Versicherer ersetzt in Folge eines Versicherungsfalles, ab einer Entschädigungshöhe von 5.000, - €, die Kosten für die 
fachmännische Beratung zu nachhaltiger Technologie im Zuge der Wiederherstellung der versicherten Sachen. 

Die Entschädigung hierfür ist je Versicherungsfall auf 500, - € begrenzt. 

Leistungsgarantie GDV-Musterbedingungen 
Die diesem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen weichen ausschließlich 
zum Vorteil des Versicherungsnehmers von den entsprechenden Musterbedingungen ab, wie sie zum Stichtag 15.11.2018 
vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) empfohlen werden. 

Einhaltung der Mindeststandards des Arbeitskreises Beratungsprozesse 
Die diesem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Bedingungen wichen ausschließlich zum Vorteil des 
Versicherungsnehmers von den durch den Arbeitskreis Beratungsprozesse empfohlenen Mindeststandards für die 
Wohngebäudeversicherung vom 13.12.2018 ab. 
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Prämienbefreiung bei Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit 
Wird der Versicherungsnehmer während der Vertragsdauer arbeitslos oder gerät er in Kurzarbeit, kann der Vertrag 
vorübergehend prämienfrei gestellt werden. 

1. Voraussetzung für die Leistung 
1.1 Der Versicherungsnehmer hat zum Zeitpunkt des Versicherungsbeginns das 50. Lebensjahr und bei Eintritt 

der Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet. 

1.2 Der Versicherungsnehmer ist unmittelbar vor Eintritt der Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit mindestens 24 
Monate beim gleichen Arbeitgeber ununterbrochen beschäftigt gewesen und das Arbeitsverhältnis 
- war unbefristet und ungekündigt und 
- unterlag dem deutschen Arbeitsrecht und der Beitragspflicht zur Bundesanstalt für Arbeit und 
- die wöchentliche Arbeitszeit während der letzten 24 Monate betrug mindestens 30 Stunden. 

1.3 Ein Anspruch auf Prämienbefreiung besteht nur, wenn 
- das Arbeitsverhältnis weder durch fristlose Kündigung des Arbeitgebers, durch eine Kündigung des 

Arbeitnehmers oder durch Aufhebung im gegenseitigen Einvernehmen beendet worden ist; 
- der Versicherungsnehmer sich bei der zuständigen Stelle der Bundesanstalt für Arbeit als arbeitslos 

gemeldet hat; 
- die letzte, vor Eintritt der Arbeitslosigkeit fällige Prämie zu dieser Privatschutzversicherung bezahlt 

wurde und auch sonst keine Prämienrückstände vorhanden sind. 

2. Wartezeit 
Kein Anspruch auf Prämienbefreiung besteht, wenn die Arbeitslosigkeit (Kündigung oder Insolvenz) innerhalb 
der ersten drei Monate oder die Kurzarbeit innerhalb des ersten Monats nach Versicherungsbeginn eingetreten 
ist. 

3. Pflichten des Versicherungsnehmers 
- Der Anspruch auf Prämienbefreiung ist unverzüglich geltend zu machen. 
- Eintritt und Dauer der Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit sind durch eine Bescheinigung der Bundesagentur für 

Arbeit oder durch eine Bescheinigung des Arbeitgebers/Dienstherren nachzuweisen. 
- Das Ende der Arbeitslosigkeit ist unverzüglich anzuzeigen. 

4. Dauer der Leistung 
Sind alle Voraussetzungen erfüllt, wird die Privatschutzversicherung prämienfrei gestellt. 

4.1 Die Prämienbefreiung beginnt mit der Prämienfälligkeit, die dem Zeitpunkt des Eintritts der 
Arbeitslosigkeit oder der Kurzarbeit folgt und endet mit dem Tag der Aufnahme eines neuen 
Arbeitsverhältnisses bzw. der Beendigung der Kurzarbeit spätestens nach Ablauf von 6 Monaten. 

4.2 Eine Änderung des Versicherungsschutzes in der prämienfreien Zeit ist nicht möglich. Nach Beendigung der 
Prämienbefreiung wird der Vertrag unverändert, jedoch prämienpflichtig weitergeführt. 

4.3 Wird der Versicherungsnehmer während der Vertragsdauer erneut arbeitslos oder beginnt eine weitere 
Kurzarbeitsperiode, müssen für eine Prämienbefreiung die Voraussetzungen gemäß Nr. 1 und 3 erneut 
erfüllt sein. 

Während des Bestehens der Privatschutzversicherung ist eine Prämienbefreiung insgesamt für höchstens 
6 Monate möglich. 
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Kompensation von Treibhausgasen 
Bei Eintritt eines versicherten Schadens durch die Gefahr Feuer (§ 2 Nr. 2 SHB VGB Exclusiv 2023) kompensiert der 
Versicherer die aufgrund des Schadenfalls emittierte Menge an CO². Die Kompensation ist auf Wunsch des 
Versicherungsnehmers, durch die SHB Allgemeine Versicherung VVaG, zu veranlassen. 

Der Versicherungsnehmer kann auf Wunsch einen entsprechenden Nachweis, in Form eines Zertifikates, verlangen. 

Die Ermittlung der Höhe der zusätzlichen Entschädigungsleistung erfolgt, entsprechend der Höhe der vom Versicherer 
erbrachten Regulierungsleistung, anhand nachstehender Tabelle: 

Regulierungsleistung des Versicherers CO² Kompensation in EURO 

Ab 5.000,- € max. 90,- € 

bis 10.000,- € max. 180,- € 

über 20.000,- € max. 360,- € 

 

Hinweis: 

Eine exakte Berechnung der durch einen Feuerschaden emittierten Menge an CO² ist ohne eine zeit- und kostenaufwendige 
gutachterliche Untersuchung durch Sachverständige nicht möglich. 
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Besondere Bedingungen Haustechnik Exclusiv (BB Haustechnik Exclusiv 2023) 
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Besondere Bedingungen Haustechnik Exclusiv (BB Haustechnik Exclusiv 2023) 
Stand 12.2023 

§ 1 Vertragsgrundlagen 
Es gelten die vereinbarten Bestimmungen des Hauptvertrags und der dazu gehörenden Allgemeinen 
Bedingungen Wohngebäudeversicherung (SHB VGB 2023), soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nicht 
etwas anderes ergibt. 

§ 2 Versicherte und nicht versicherte Sachen 
1. Versicherte Sachen 

Versichert sind die unter Nr. 1 a) – p) genannten betriebsfertigen, elektronischen und elektrotechnischen Anlagen 
der Haustechnik einschließlich deren Verkabelung im versicherten bezugsfertigen Gebäude oder auf dem im 
Versicherungsschein bezeichneten Grundstück. 

Diese Anlagen müssen sich im Eigentum des Versicherungsnehmers befinden und der Versorgung des im 
Versicherungsschein bezeichneten Gebäudes oder für den Betrieb auf dem Grundstück befindlicher 
Schwimmbecken (auch Whirlpools), Schwimmteiche und Saunen dienen: 
a) Brenner, Pumpen, Wärmepumpen, Steuerungs-, Mess- und Regeleinheiten von Heizungsanlagen aller Art 

sowie von sanitären Anlagen; 
b) stationäre Klimaanlagen; 
c) Personen- und Lastenaufzüge, sowie Treppenlifte; 
d) Anlagen zur Trink- und Brauchwasseraufbereitung; 
e) elektrische Antriebe von Rollläden, Jalousien, Markisen, Garagen und Rolltoren, Fenstern, Be- und 

Entlüftungsanlagen; 
f) elektronische Türöffner, Alarm-, Video- und Gegensprechanlagen, Klingelanlagen; 
g) Hebeanlagen; 
h) Solaranlagen zur Brauchwassererwärmung; 
i) Antennen- und Satellitenempfangsanlagen; 
j) Bussysteme, Anlagen und Geräte der Smart-Home-Technik, soweit diese fest mit dem Gebäude verbunden 

sind; 
k) Elektroladestationen und Wallboxen (für Elektrofahrzeuge aller Art); 
l) technische Anlagen für Schwimmbecken (auch Whirlpools), Schwimmteiche und Saunen (auch außerhalb 

des versicherten Gebäudes), auch wenn diese nicht der Versorgung des versicherten Gebäudes dienen; 
m) technische Anlagen von Kleinwindkraftanlagen (Leistung bis maximal 5 kW); hierzu gehören 

Energiespeicher, Tragegestell/-mast, Verkabelung und Einspeisezähler; 
n) Pumpen, Mess- und Regeltechnik von Kleinkläranlagen; 
o) Pumpen, Mess- und Regeltechnik von Zisternenanlagen; 
p) Datenträger (Datenspeicher für maschinenlesbare Informationen), wenn sie vom Benutzer nicht 

auswechselbar sind (z. B. Festplatten jeder Art) sowie Daten (maschinenlesbare Informationen), die für die 
Grundfunktion versicherter Sachen notwendig sind (dies sind Systemprogrammdaten aus Betriebssystemen 
und damit gleichzusetzende Daten). 

Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung und – soweit vorgesehen – nach beendetem 
Probe- betrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere 
Unterbrechung der Betriebsferigkeit unterbricht den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt auch während einer De- 
oder Remontage sowie während eines Transportes der Sache innerhalb des Versicherungsorts. 
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2. Nicht versichert sind 
a) Anlagen und Geräte, die nicht unter Nr. 1 aufgeführt sind, insbesondere Photovoltaikanlagen und sonstige 

Anlagen der Stromerzeugung (einschließlich Akkuspeichersysteme bzw. Batteriespeicher); 
b) Wärmetauscher, Pufferspeicher von Heizungs- und Solaranlagen und von Trink- und 

Brauchwasseraufbereitungsanlagen; 
c) Rohrleitungen, Armaturen, Druck- und Wasserspeicher (Kessel), die zu den unter Nr. 1 aufgeführten Anlagen 

und Geräten gehören; 
d) Wechseldatenträger; 
e) mobile Fernbedienungen sowie Smartphones und Tablets; 
f) Hilfs- und Betriebsstoffe; 
g) Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmittel, z. B. Kühl- und Löschmittel; 
h) Werkzeuge aller Art; 
i) sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicherten Sache erfahrungsgemäß mehrfach 

ausgewechselt wer- den müssen (z. B. Sicherungen, Lichtquellen, LED, nicht wieder aufladbare Batterien, 
Filtermassen und -einsätze); 

j) mobile Endgeräte der Smart-Home-Technik (z. B. Router, Haushaltsgeräte wie Kühlschränke, 
Waschmaschinen, Musikanlagen etc.). 

§ 3 Versicherte Gefahren und Schäden, generelle Ausschlüsse 
1. Der Versicherer leistet Entschädigung für Schäden durch Ergänzende technische Gefahren nach § 4, soweit diese 

Gefahren nicht nach § 2 bis § 4 SHB VGB Exclusiv 2023 versicherbar sind. 

2. Abweichend von §1 Nr. 2 leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Innere 
Unruhen, Streik oder Aussperrung zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen.  
a) Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile des Volkes in einer die öffentliche 

Ruhe oder Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und Gewalttätigkeiten gegen Personen oder 
Sachen verüben.  

b) Streik ist eine planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, gemeinsame Arbeitseinstellung 
einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. Aussperrung ist eine auf ein bestimmtes Ziel 
gerichtete, planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen Anzahl von Arbeitnehmern.  

c) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch  
ca) Arbeitnehmer des Versicherungsnehmers, es sei denn, dass die Tat nur außerhalb des 

Versicherungsortes oder nur zu einer Zeit vorbereitet und begangen worden ist, zu der die als 
Versicherungsort vereinbarten Räume für diese Personen geschlossen waren;  

cb) andere Personen, die den Versicherungsort berechtigterweise betreten hatten;  
cc) Brand, Explosion, Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach Einbruch, Raub oder Leitungswasser, es sei 

denn, sie sind infolge Innerer Unruhen entstanden.  

3. Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden durch Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung besteht insoweit 
nicht, als Schadenersatz aufgrund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht werden kann.  
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§ 4 Ergänzende technische Gefahren 
1. Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen 
von versicherten Sachen (Sachschaden) und bei Abhandenkommen versicherter Sachen durch Diebstahl, 
Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung. 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig 
vorhergesehen haben, noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen hätten 
vorhersehen können. 

Repräsentanten im Sinne dieser Bedingungen sind vom Versicherungsnehmer beauftragte Dritte, die in dessen 
Namen die Obhut für die versicherten Sachen übertragen bekommen. Hierunter fallen beispielsweise Personen, 
die während der Abwesenheit (z. B. Urlaub oder Geschäftsreise) die Betreuung für die versicherten Sachen 
übernehmen, hierdurch die Verfügungsgewalt eingeräumt bekommen und die Verantwortung für diese Sachen 
tragen. 

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschäden durch 
a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter; 
b) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler; 
c) Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung; 
d) Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen; 
e) Wasser, Feuchtigkeit; 
f) Sturm, Frost, Eisgang, Überschwemmung; 
g) Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheitseinrichtungen; 
h) Wasser-, Öl- oder Schmiermittelmangel; 
i) Zerreißen infolge Fliehkraft; 
j) Überdruck oder Unterdruck; 
k) Tierverbiss. 

2. Elektronische Bauelemente 
Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der versicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine 
versicherte Gefahr nachweislich von außen auf eine Austauscheinheit (im Reparaturfall üblicherweise 
auszutauschende Einheit) oder auf die versicherte Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu 
erbringen, so genügt die überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung einer 
versicherten Gefahr von außen zurückzuführen ist. Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird 
jedoch Entschädigung geleistet. 

  



 

Seite 59 von 66 

 

3. Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für Schäden 
a) durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vorhanden waren und dem Versicherungsnehmer 

oder seinen Repräsentanten bekannt sein mussten; 
b) durch 

aa) betriebsbedingte normale Abnutzung; 
bb) betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung; 
cc) korrosive Angriffe oder Abzehrungen; 
dd) übermäßigen Ansatz von Kesselstein, Schlamm oder sonstigen Ablagerungen. 

Diese Ausschlüsse gelten nicht für benachbarte Maschinenteile, die infolge eines solchen Schadens beschädigt 
werden und nicht auch ihrerseits aus oben genannten Gründen bereits erneuerungsbedürftig waren. 

Diese Ausschlüsse gelten weiter nicht bei 
ee) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter; 
ff) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler; 
gg) Versagen von Mess-, Regel-, oder Sicherheitseinrichtungen; 
hh) Wasser-, Öl- oder Schmiermittelmangel. 

Ob ein Konstruktionsfehler vorliegt, wird nach dem Stand der Technik zur Zeit der Konstruktion beurteilt; bei 
Bedienungs-, Material- oder Ausführungsfehlern nach dem Stand der Technik zur Zeit der Herstellung; 
c) durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit dem Versicherungsnehmer oder seinen 

Repräsentanten bekannt sein musste; der Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn der Schaden nicht 
durch die Reparaturbedürftigkeit verursacht wurde oder wenn die Sache zur Zeit des Schadens mit 
Zustimmung des Versicherers wenigstens behelfsmäßig repariert war; 

d) soweit für den Versicherungsnehmer ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkunternehmer 
oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat. 

Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich nach 
Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für den Schaden eintreten muss und bestreitet der Dritte dies, so 
behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits gezahlte Entschädigung. § 86 VVG – Übergang von 
Ersatzansprüchen – gilt für diese Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf Kosten und nach 
den Weisungen des Versicherers außergerichtlich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu machen. 

Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer einer Weisung des Versicherers nicht folgt 
oder soweit Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leisten. 

4. Gefahrendefinition 
Im Sinne dieser Bedingungen gilt: 
a) Raub 

Raub liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewendet oder angedroht wird, um dessen 
Wider- stand gegen die Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. 

Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete Personen gleich, die vorübergehend die Obhut über die 
versicherten Sachen ausüben. 

b) Diebstahl 
Diebstahl im Sinne dieser Bedingungen liegt vor, wenn eine versicherte Sache dem Versicherungsnehmer in 
der Absicht weggenommen wird, die Sache sich oder Dritten rechtswidrig zuzueignen und der 
Versicherungsnehmer dies unverzüglich der Polizei anzeigt. 

c) Einbruchdiebstahl 
Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Vertrags liegt vor, wenn jemand fremde Sachen wegnimmt, nachdem er 
in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels 
aa) richtiger Schlüssel, die er durch Einbruchdiebstahl oder durch Raub an sich gebracht hatte, 
bb) falscher Schlüssel oder 
cc) anderer Werkzeuge eindringt. 
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§ 5 Umfang der Entschädigung, Selbstbeteiligung 
1. Wiederherstellungskosten 

Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalschaden unterschieden. Ein Teilschaden liegt vor, wenn die 
Wiederherstellungskosten zuzüglich des Wertes des Altmaterials nicht höher sind als der Neuwert der 
versicherten Sache. Sind die Wiederherstellungskosten höher, so liegt ein Totalschaden vor. 

2. Teilschaden 
a) Entschädigt werden alle für die Wiederherstellung des früheren betriebsfertigen Zustandes notwendigen 

Aufwendungen abzüglich des Wertes des Altmaterials. 
Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere: 
aa) Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe; 
bb) Lohnkosten und lohnabhängige Kosten, auch übertarifliche Lohnanteile und Zulagen, ferner 

Mehrkosten durch tarifliche Zuschläge für Überstunden sowie für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeiten; 

cc) De- und Remontagekosten; 
dd) Transportkosten einschließlich Mehrkosten für Expressfrachten; 
ee) Kosten für die Wiederherstellung des Betriebssystems, welches für die Grundfunktion der 

versicherten Sache notwendig ist. 
b) Ein Abzug von den Wiederherstellungskosten in Höhe der Wertverbesserung wird vorgenommen an Hilfs- 

und Betriebsstoffen, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmitteln, Werkzeugen aller Art sowie sonstigen 
Teilen, die während der Lebensdauer der versicherten Sache erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt 
werden müssen, soweit diese Teile zur Wiederherstellung der versicherten Sache zerstört oder beschädigt 
werden. 

c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
aa) Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnahmen, die auch unabhängig von dem Versicherungsfall 

not- wendig gewesen wären; 
bb) Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über die Wiederherstellung hinausgehen; 
cc) Kosten einer Wiederherstellung in eigener Regie, soweit die Kosten nicht auch durch Arbeiten in 

fremder Regie entstanden wären; 
dd) entgangenen Gewinn infolge von Arbeiten in eigener Regie; 
ee) Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wiederherstellung; 
ff) Kosten für Arbeiten, die zwar für die Wiederherstellung erforderlich sind, aber nicht an der versicherten 

Sache selbst ausgeführt werden; 
gg) Vermögensschäden. 

3. Totalschaden 
Entschädigt wird der Neuwert abzüglich des Wertes des Altmaterials zuzüglich Bezugskosten wie z. B. für 
Verpackung, Fracht, Zölle und Montage, die der Versicherungsnehmer infolge eines Versicherungsfalls 
aufwenden muss. 

4. Entschädigungsbegrenzung auf den Zeitwert 
Abweichend von Nr. 2 und 3 ist die Entschädigungsleistung auf den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalls begrenzt, wenn 
a) die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaffung (Totalschaden) unterbleibt oder 
b) für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatzteile nicht mehr zu beziehen sind. 

Der Versicherungsnehmer erwirbt einen Anspruch auf den Teil der Entschädigung, der den Zeitwert übersteigt, 
nur, so- weit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls sichergestellt hat, 
dass er die  

Entschädigung zur Wiederherstellung der beschädigten oder Wiederbeschaffung der zerstörten oder 
abhandengekommenen Sachen verwenden wird. Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert durch einen Abzug 
insbesondere für Alter, Abnutzung und technischen Zustand. 
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5. Besondere Kosten 
Mitversichert sind auf Erstes Risiko notwendige 
a) Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten, 
b) Feuerlöschkosten, 
c) Bewegungs- und Schutzkosten, 
d) Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten, 
e) Kosten für Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten oder Bereitstellung eines Provisoriums, 
f) Kosten für Luftfracht, 
g) Kosten für schadenbedingte Arbeiten an Dächern oder Fassaden, 

die der Versicherungsnehmer infolge eines Versicherungsfalls aufwenden muss. 

Die Entschädigungsgrenze für diese Kosten beträgt je Versicherungsfall summarisch zehn Prozent der im 
Hauptvertrag vereinbarten Versicherungssumme 1914 multipliziert mit dem im Zeitpunkt des Versicherungsfalls 
für den Vertrag geltenden Anpassungsfaktor, jedoch mindestens 10.000, - € und höchstens 250.000, - €. 

6. Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung 
Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des nach Nr. 1 bis 4 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu 
dem ganzen Betrag verhält, wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungswert. Dies gilt nicht für 
Versicherungssummen auf Erstes Risiko. 

7. Selbstbeteiligung 
Der nach Nr. 1 bis 5 ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um die Selbstbeteiligung von 150, - € gekürzt. 

Anderweitige Selbstbeteiligungsregelungen im Hauptvertrag werden bei Schäden nach § 4 nicht berücksichtigt. 

Entstehen mehrere Schäden, so wird die Selbstbeteiligung jeweils einzeln abgezogen. Entstehen mehrere 
Schäden jedoch an derselben Sache und besteht außerdem ein Ursachenzusammenhang zwischen diesen 
Schäden, so wird die Selbstbeteiligung nur einmal abgezogen. 
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§ 6 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
1. Anzeigepflicht 

Wird der Verbleib abhandengekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach 
Kenntniserlangung dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzeigen. 

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung 
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle 
Entschädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die 
Sache innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache 
gewährte Zahlung zurückzugeben. 

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für 

diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat der 
Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu 
stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das 
Wahlrecht auf den Versicherer über. 

b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für 
diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedingungsgemäß geringer als der 
Versicherungswert ist, so kann der Versicherungsnehmer die Sache behalten und muss sodann die 
Entschädigung zurückzahlen. 
Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des 
Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen mit dem Versicherer 
öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. 
Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm 
geleisteten bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht. 

4. Beschädigte Sachen 
Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße 
Entschädigung in Höhe der Wiederherstellungskosten auch dann verlangen oder behalten, wenn die Sachen in 
den Fällen von Nr. 2 oder 3 bei ihm verbleiben. 

5. Gleichstellung 
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, 
sich den Besitz wieder zu verschaffen. 

6. Übertragung der Rechte 
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem 
Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese 
Sachen zustehen. 

§ 7 Besondere Obliegenheiten, Rechtsfolgen bei Obliegenheitsverletzungen 
1. Bei der Planung, Errichtung und beim Betrieb der elektronischen und elektrotechnischen Anlagen der 

Haustechnik sind sämtliche behördlichen und gesetzlichen Bestimmungen und Sicherheitsvorschriften sowie 
alle vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten. 

Dies gilt auch für die vom Anlagen-Hersteller vorgegebenen Vorschriften und Hinweise zur Installation, Wartung 
und Pflege der versicherten Anlage(n) sowie des mitversicherten Zubehörs (z. B. Blitzschutzeinrichtungen, 
Fernüberwachungssysteme). 

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vertraglich vereinbarten Obliegenheiten vorsätzlich oder grob 
fahrlässig, so ist der Versicherer nach § 27 SHB VGB Exclusiv 2023 zur Kündigung berechtigt oder kann auch 
leistungsfrei sein. 

Führt die Verletzung einer Obliegenheit zu einer Gefahrerhöhung, so ist der Versicherer nach § 27 SHB VGB 
Exclusiv 2023 zur Kündigung berechtigt oder kann auch leistungsfrei sein. 
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§ 8 Kündigung 
1. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten den in diesen 

Besonderen Bedingungen geregelten Versicherungsschutz in Textform kündigen. Kündigt der 
Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden 
Versicherungsjahres wirksam wird. 

2. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls – bezogen auf diese Besonderen Bedingungen – kann jede der 
Vertragsparteien die zusätzliche Deckung Haustechnik Exclusiv (BB Haustechnik Exclusiv 2023) kündigen. Die 
Kündigung des Versicherungsnehmers wird sofort mit Zugang beim Versicherer wirksam, die Kündigung des 
Versicherers wird einen Monat nach Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

3. Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den Hauptvertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 

§ 9 Beendigung des Hauptvertrags 
Mit Beendigung des Hauptvertrags erlischt auch der Versicherungsschutz der Besonderen Bedingungen 
Haustechnik Exclusiv (BB Haustechnik Exclusiv 2023). 
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Besondere Bedingungen Photovoltaik Exclusiv (BB Photovoltaik Exclusiv 2023) 
Stand 12.2023 
§ 1 Vertragsgrundlagen 

Es gelten die vereinbarten Bestimmungen des Hauptvertrags und der dazu gehörenden Allgemeinen 
Bedingungen Wohngebäudeversicherung (SHB VGB Exclusiv 2023), soweit sich aus den folgenden besonderen 
Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt. 

§ 2 Versicherte Sachen, versicherter Ertragsausfall und generelle Ausschlüsse 
1. Versicherte Sachen 

Versichert sind die am Gebäude (auch Nebengebäude oder Garage) außen angebrachten, sowie die in das 
Gebäude integrierten betriebsfertigen Photovoltaikanlagen. 

Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung und – soweit vorgesehen – nach beendetem 
Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere Unterbrechung 
der Betriebsfertigkeit unterbricht den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt auch während einer De- oder 
Remontage sowie während eines Transportes der Sache innerhalb des Versicherungsorts. 

In der Zeit zwischen der Übergabe der zu versichernden Sachen am Versicherungsort und der Betriebsfertigkeit 
der versicherten Photovoltaikanlagen besteht ebenfalls Versicherungsschutz, soweit der Versicherungsnehmer 
die Gefahr trägt. Nicht versichert ist das Montage- und Probelaufrisiko. 

Mitversichert ist die komplette technische Peripherie wie z. B. Solarmodule, Montagerahmen, 
anlagenspezifische Befestigungselemente, Verkabelung, Mess-, Steuer-, Regeltechnik (MSR-Technik) und 
Wechselrichter, sofern der Versicherungsnehmer hierfür die Gefahr trägt. 

2. Nicht versichert sind 
a) Hausverteilerkästen, Bezugszähler, Kabel und Innenleitungen, soweit sie nicht zur Photovoltaikanlage 

gehören. 
b) Sonstige Bestandteile der Anlage, die während der Lebensdauer der versicherten Sachen erfahrungsgemäß 

mehrfach ausgewechselt werden müssen. Mitversichert sind jedoch Akkumulatoren und Batteriespeicher 
von Photovoltaikanlagen in dem unter § 4 Nr. 2 b) ee) und Nr. 7 beschriebenen Umfang. 

3. Versicherter Ertragsausfall 
Versichert ist der infolge eines ersatzpflichtigen Schadens an der Photovoltaikanlage entstandene Ertragsausfall, 
den der Versicherungsnehmer dadurch erleidet, dass kein Strom in das Netz des Versorgers eingespeist werden 
kann oder Strom aus dem Netz des Versorgers entnommen werden muss. 

Der Ertragsausfall wird nur insoweit ersetzt, wie der Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbenutzung der 
Anlage nicht schuldhaft verzögert. 

4. Generelle Ausschlüsse 
Abweichend von §1 Nr. 2 leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Innere 
Unruhen, Streik oder Aussperrung zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen.  

1. Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile des Volkes in einer die öffentliche 
Ruhe oder Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und Gewalttätigkeiten gegen Personen oder 
Sachen verüben.  

2. Streik ist eine planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, gemeinsame Arbeitseinstellung 
einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern.  
Aussperrung ist eine auf ein bestimmtes Ziel gerichtete, planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig 
großen Anzahl von Arbeitnehmern.  

3. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch  
a) Arbeitnehmer des Versicherungsnehmers, es sei denn, dass die Tat nur außerhalb des Versicherungsortes 

oder nur zu einer Zeit vorbereitet und begangen worden ist, zu der die als Versicherungsort vereinbarten 
Räume für diese Personen geschlossen waren;  

b) andere Personen, die den Versicherungsort berechtigterweise betreten hatten;  
c) Brand, Explosion, Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach Einbruch, Raub oder Leitungswasser, es sei 

denn, sie sind infolge Innerer Unruhen entstanden.  
4. Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden durch Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung besteht 

insoweit nicht, als Schadenersatz aufgrund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht 
werden kann.  

5. Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für Schäden durch 
Krieg und Kernenergie (§ 1 Nr. 2 SHB VGB Exclusiv 2023). 
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§ 3 Versicherte Gefahren und Schäden 
1. Ergänzende Technische Gefahren 

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen von 
versicherten Sachen (Sachschaden) und bei Abhandenkommen versicherter Sachen durch Diebstahl, 
Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung. 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig vor- 
hergesehen haben, noch mit dem für den Betrieb erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen können. 

Repräsentanten im Sinne dieser Bedingungen sind vom Versicherungsnehmer beauftragte Dritte, die in dessen 
Namen die Obhut für die versicherten Sachen übertragen bekommen. Hierunter fallen beispielsweise Personen, 
die während der Abwesenheit (z. B. Urlaub oder Geschäftsreise) die Betreuung für die versicherten Sachen 
übernehmen, hierdurch die Verfügungsgewalt eingeräumt bekommen und die Verantwortung für diese Sachen 
tragen. 

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschäden durch 
a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter; 
b) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler; 
c) Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung; 
d) Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz 

eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung soweit nicht nach § 2 SHB VGB Exclusiv 2023 
versicherbar 

e) Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen; 
f) Wasser, Feuchtigkeit, Frost, soweit nicht nach § 3 SHB VGB Exclusiv 2023 versicherbar; 
g) Eisgang; 
h) Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheitseinrichtungen; 
i) Sturm, Überschwemmung, soweit nicht nach § 4 Nr. 1 SHB VGB Exclusiv 2023 versicherbar; 
j) Tierverbiss; 
k) Schnee, wie z. B. Schneelast, abrutschende Schneeplatten. 

2. Elektronische Bauelemente 
Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der versicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine 
versicherte Gefahr nachweislich von außen auf eine Austauscheinheit (im Reparaturfall üblicherweise 
auszutauschende Einheit) oder auf die versicherte Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu 
erbringen, so genügt die überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung einer 
versicherten Gefahr von außen zurückzuführen ist. Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird 
jedoch Entschädigung geleistet. 

3. Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für Schäden 
a) durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vorhanden waren und dem 

Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten bekannt sein mussten; 
b) durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung oder Alterung; für 

Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung geleistet. Nr. 2 bleibt 
unberührt; 

c) durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit dem Versicherungsnehmer oder seinen 
Repräsentanten bekannt sein musste; der Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn der Schaden 
nicht durch die Reparaturbedürftigkeit verursacht wurde oder wenn die Sache zur Zeit des Schadens mit 
Zustimmung des Versicherers wenigstens behelfsmäßig repariert war; 

d) soweit für den Versicherungsnehmer ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkunternehmer 
oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat. 
Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich 
nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für den Schaden eintreten muss und bestreitet der 
Dritte dies, so behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits gezahlte Entschädigung. 
§ 86 VVG – Übergang von Ersatzansprüchen – gilt für diese Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat 
seinen Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Versicherers außergerichtlich und 
erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu machen. 
Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer einer Weisung des Versicherers 
nicht folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leistet. 
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4. Gefahrendefinitionen 
Im Sinne dieser Bedingungen gilt: 
a) Raub 

Raub liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewendet oder angedroht wird, um 
dessen Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. 

Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete Personen gleich, die vorübergehend die Obhut über die 
versicherten Sachen ausüben. 

b) Diebstahl 
Diebstahl im Sinne dieses Vertrags liegt vor, wenn eine versicherte Sache dem Versicherungsnehmer in der 
Absicht weggenommen wird, die Sache sich oder Dritten rechtswidrig zuzueignen und der 
Versicherungsnehmer dies unverzüglich der Polizei anzeigt. 

c) Einbruchdiebstahl 
Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Vertrags liegt vor, wenn jemand fremde Sachen wegnimmt, nachdem er 
in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels 
aa) richtiger Schlüssel, die er durch Einbruchdiebstahl oder durch Raub an sich gebracht hatte, 
bb) falscher Schlüssel oder 
cc) anderer Werkzeuge eindringt. 
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§ 4 Umfang der Entschädigung, Selbstbeteiligung 
1. Wiederherstellungskosten 

Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalschaden unterschieden. 

Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstellungskosten zuzüglich des Wertes des Altmaterials nicht höher 
sind als der Neuwert der versicherten Sache. 

Sind die Wiederherstellungskosten höher, so liegt ein Totalschaden vor. 

2. Teilschaden 
a) Entschädigt werden alle für die Wiederherstellung des früheren, betriebsfertigen Zustandes notwendigen 

Aufwendungen abzüglich des Wertes des Altmaterials. 
Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere 
aa) Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe; 
bb) Lohnkosten und lohnabhängige Kosten, auch übertarifliche Lohnanteile und Zulagen, ferner 

Mehrkosten durch tarifliche Zuschläge für Überstunden sowie für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeiten; 

cc) De- und Remontagekosten; 
dd) Transportkosten einschließlich Mehrkosten für Expressfrachten; 
ee) Kosten für die Wiederherstellung des Betriebssystems, welches für die Grundfunktion der 

versicherten Sache notwendig ist. 
b) Wird bei der Wiederherstellung von versicherten Sachen, ein nachfolgend genanntes Teil zerstört oder 

beschädigt, erfolgt ein Abzug von den Wiederherstellungskosten in Höhe der Wertverbesserung: 
aa) Hilfs- und Betriebsstoffe; 
bb) Verbrauchsmaterialien; 
cc) Arbeitsmittel; 
dd) Werkzeuge aller Art; 
ee) Akkumulatoren und Batteriespeicher (Abzug ergibt sich aus § 4 Nr. 7); 
ff) sowie sonstigen Teilen, die während der Lebensdauer der versicherten Sache erfahrungsgemäß 

mehrfach ausgewechselt werden müssen. 
c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

aa) Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnahmen, die auch unabhängig von dem 
Versicherungsfall notwendig gewesen wären, 

bb) Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über die Wiederherstellung hinausgehen, 
cc) Kosten einer Wiederherstellung in eigener Regie, soweit die Kosten nicht auch durch Arbeiten in 

fremder Regie entstanden wären, 
dd) entgangenen Gewinn infolge von Arbeiten in eigener Regie, 
ee) Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wiederherstellung, 
ff) Kosten für Arbeiten, die zwar für die Wiederherstellung erforderlich sind, aber nicht an der 

versicherten Sache selbst ausgeführt werden, 
gg) Vermögensschäden. 

3. Totalschaden 
Entschädigt wird der Neuwert 
a) abzüglich des Wertes des Altmaterials, 
b) zuzüglich Bezugskosten wie z. B. für Verpackung, Fracht, Zölle und Montage, 

die der Versicherungsnehmer infolge eines Versicherungsfalls aufwenden muss. 

4. Entschädigungsbegrenzung auf den Zeitwert 
Abweichend von Nr. 2 und 3 ist die Entschädigungsleistung auf den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalls begrenzt, wenn 
a) die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaffung (Totalschaden) unterbleibt oder 
b) für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatzteile nicht mehr zu beziehen sind. 

Der Versicherungsnehmer erwirbt einen Anspruch auf den Teil der Entschädigung, der den Zeitwert übersteigt, 
nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls sichergestellt hat, dass 
er die Entschädigung zur Wiederherstellung der beschädigten oder Wiederbeschaffung der zerstörten oder 
abhanden-gekommenen Sachen verwenden wird. Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert durch einen Abzug 
insbesondere für Alter, Abnutzung und technischem Zustand. 
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5. Besondere Kosten 
Mitversichert sind bis zu der hierfür vereinbarten Entschädigungsgrenze auf Erstes Risiko notwendige 
a) Aufräumungskosten, Dekontaminations- und Entsorgungskosten; 
b) Feuerlöschkosten; 
c) Bewegungs- und Schutzkosten; 
d) Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten; 
e) Kosten für Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten oder Bereitstellung eines Provisoriums; 
f) Kosten für Luftfracht; 
g) Kosten für schadenbedingte Arbeiten an Dächern oder Fassaden; 

die der Versicherungsnehmer infolge eines Versicherungsfalls aufwenden muss. 

Die Entschädigungsgrenze für diese Kosten beträgt je Versicherungsfall summarisch zehn Prozent der im 
Hauptvertrag vereinbarten Versicherungssumme 1914 multipliziert mit dem im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls für den Vertrag geltenden Anpassungsfaktor,  

mindestens 10.000, - € und höchstens 250.000, - €. 

6. Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung 
Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des nach Nr. 1 bis 4 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu 
dem ganzen Betrag verhält, wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungswert. Dies gilt nicht für 
Versicherungssummen auf Erstes Risiko. 

7. Akkumulatoren und Batteriespeicher von Photovoltaikanlagen 
Für Akkumulatoren und Batteriespeicher, die nach § 2 Nr. 2 b) mitversichert sind, gilt als Wertverbesserung 
ein Prozentsatz von 3 Prozent, bei Lithium-Ionen-Akkumulatoren bzw. Batteriespeicher von 1,5 Prozent je 
angefangenem Monat seit dem Monat der ersten Möglichkeit zur Nutzung des Akkumulators oder 
Batteriespeichers. Für die ersten sechs Monate der Nutzung erfolgt jedoch kein Abzug. 

8. Selbstbeteiligung 
Der nach Nr. 1 bis 7 ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um die vereinbarte Selbstbeteiligung in Höhe von 
150 € gekürzt. 

Die Selbstbeteiligung gilt nicht für versicherte Schäden durch 
a) Einbruchdiebstahl (§ 3 Nr. 4 c), 
b) Raub (§ 3 Nr. 4 a). 

Entstehen mehrere Schäden, so wird die Selbstbeteiligung jeweils einzeln abgezogen. Entstehen mehrere 
Schäden jedoch an derselben Sache aufgrund der gleichen Ursache wird die Selbstbeteiligung nur einmal 
abgezogen. 

9. Ertragsausfall 
a) Grundlage der Entschädigung bildet die im Versicherungsschein genannte Nennleistung in Kilowatt Peak 

(kWp). 
b) Für jeden vollen Kalendertag der technischen Nichtverfügbarkeit der Photovoltaikanlage aufgrund eines 

versicherten Schadens oder der Nichtverfügbarkeit des Gebäudes, auf dem die Photovoltaikanlage 
installiert ist, soweit dieses Gebäude durch dasselbe Schadenereignis beschädigt oder zerstört wurde, 
erstattet der Versicherer pauschal 2,50 € je Tag und kWp ohne weiteren Nachweis der tatsächlichen Höhe 
des Einnahmeverlustes. Sind nur Teile dieser Anlage und/oder dieses Gebäudes aufgrund eines solchen 
Schadenfalles technisch nicht verfügbar, ist die Entschädigung je kWp auf die installierte Leistung der vom 
Schadenfall betroffenen Anlagenteile und/oder Gebäudeteile begrenzt. 

c) Die Entschädigung wird längstens für die Dauer von zwölf Monaten geleistet. 
d) Der Versicherer erstattet einen Ertragsausfall aufgrund technischer Nichtverfügbarkeit der 

Photovoltaikanlage durch Austausch der Wechselrichter auf Basis von Garantie, Gewährleistung oder 
Kulanz des Herstellers oder Lieferanten, auch dann, wenn kein ersatzpflichtiger Sachschaden vorliegt. Die 
Höhe der Erstattung bemisst sich nach Nr. 9 a) bis c). 
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§ 5 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
1. Anzeigepflicht 

Wird der Verbleib abhandengekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach 
Kenntniserlangung dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzeigen. 

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung 
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle 
Entschädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die 
Sache innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache 
gewährte Zahlung zurückzugeben. 

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sache zurückerlangt, nachdem 

für diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat der 
Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung 
zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das 
Wahlrecht auf den Versicherer über. 

b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für 
diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedingungsgemäß geringer als der 
Versicherungswert ist, so kann der Versicherungsnehmer die Sache behalten und muss sodann die 
Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im 
Einvernehmen mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös abzüglich 
der Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten bedingungsgemäßen 
Entschädigung entspricht. 

4. Beschädigte Sachen 
Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße 
Entschädigung in Höhe der Wiederherstellungskosten auch dann verlangen oder behalten, wenn die Sachen in 
den Fällen von Nr. 2 oder 3 bei ihm verbleiben. 

5. Gleichstellung 
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich 
den Besitz wieder zu verschaffen. 

6. Übertragung der Rechte 
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem 
Ver- sicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese 
Sachen zustehen. 

§ 6 Kündigung 
1. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten den in diesen 

Besonderen Bedingungen geregelten Versicherungsschutz in Textform kündigen. Kündigt der 
Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden 
Versicherungsjahres wirksam wird. 

2. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls – bezogen auf diese Besonderen Bedingungen – kann jede der 
Vertragsparteien die zusätzliche Deckung Photovoltaik Exclusiv (BB Photovoltaik Exclusiv 2023) kündigen. Die 
Kündigung des Versicherungsnehmers wird sofort mit Zugang beim Versicherer wirksam, die Kündigung des 
Versicherers wird einen Monat nach Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

3. Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den Hauptvertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 

§ 7 Beendigung des Hauptvertrags 
Mit Beendigung des Hauptvertrags erlischt auch der Versicherungsschutz der Besonderen Bedingungen 
Photovoltaik Exclusiv (BB Photovoltaik Exclusiv 2023). 


